
Jahre 1816 von einzelnen teutschen Fürsten gelöfet

ward , zeigen die im zweiten Theile dieses Werkes

enthaltenen neuen Verfassungen . Was seit dieser Zeit
in dieser Hinsicht in teutschen Staaten geschah , muß

hier nachgetragen werden . Besonders sind es die drei
neuen Verfassungen vonBaycrn , Wirtemberg
und Baden , welche die allgemeinste Aufmerksamkeit
in Teutschland und Europa erregten .

1 ) Bayern .

Das Königreich Bayern hatte bereits am 1 . Mai
1808 ( s . Theil 2 , S . 129 ff . ) eine neue , der west -

phälischen nachgebildcte , Verfassung erhalten , die
aber nicht ins wirkliche Leben trat . Was im Allgemei¬

nen gegen einzelne Hauptbestimmungen derselben bei -

gcbracht werden mußte , findet sich Th . 2 , S . 130 ff.
angegeben . Ueber mehrere Vorzüge derselben vor
der im Jahre 1818 neu gegebenen bayrischen Verfas¬

sung muß die scharfsinnige , nur bisweilen sophistische ,
Schrift des Staatsraths von Hazzi : über die

Standpuncte der bayrischen Vcrfassungsur -
kunde von 1818 in Beziehung anderer Con¬

stitutionen . München , 1819 . 8 . nachgelesen werden .
Dieser neuen Verfassung ging aber ein , mit dem

Papste am Z . Jun . 1817 zu Rom abgeschlossenes , Con¬
cor da t , vom Cardinale Consalvi und von Casimir

Haffelin , Bischofs von Chersones , unterzeichnet , und
vom Könige am 24 . Oct . 1817 zu München ratisicirt ,

voraus , welches , nach vielen seiner Bestimmungen ,

in Bayern und in Teutschland eine sehr nachtheilige

Sensation erregte . Es stehet vollständig , latei¬
nisch und teutsch , in einer Sammlung , welche über¬

schnellen ist : Verfassungsurkunde des König¬
reiches Baiern , München , 1818 . 8 . S . 348 — 395 .
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Desto erfreulicher war die Bekanntmachung der neuen ,

vom Sraatsrathe von Zentner bearbeiteten , Ver¬

sa ssungsu r künde vom 26 . Mai 1816 , welcher eine

sehr zweckmäßige königliche Verordnung in Hinsicht der

Gemeindeverfassung vom 17 . Mai 1818 vor -

ausgieng , und mit welcher zugleich zehn Beilagen

zur Ergänzung der Verfassung in einigen wesentlichen

Bestimmungen bekannt gemacht wurden . Wenn gleich

« i den über die Verfassung erschienenen Schriften von

v . Hornthal , vom Grafen Soden , vonv . Hazzi ,

Behru . a . manches Einzelne getadelt ward ; so erklärte

sich doch die allgemeine Stimmung des bayrischen Volkes

für das Ganze laut und unverhohlen , und unverkenn¬

bar erhielt die bayrische Monarchie durch diese Verfas¬

sung eine neue Grundlage und politische Starke , so

wie sie im Februar 1819 zu der , auf teutschem Bode »

neue , Erscheinung einer — nach dem Vorbilde des brit -

tischen Parlaments und der französischen Kammern —

öffentlichen Ständcversammlung führte , wo das

bayrische Volk seine Staatsmänner und Stellvertreter

nach ihrem öffentlichen Charakter kennen lernte .

Es gehört zu den unsterblichen Verdiensten bayri¬

scher Staatsmänner , daß sie erkannt hatten , eine zweck¬

mäßige Verfassung müsse von einer neuen zweck¬

mäßigen Gestaltung der Gemeinden ausgehen

Denn soll der Organismus des Staates ein in sich

zusammenhängendes , nothwendiges , alle Theile

gleichmäßig umschließendes , Ganzes bilden ; so muß die

neue Gestaltung nicht von oben herab beginnen , son¬

dern von unten hinaus anheben . Der Anfang muß

mit der Gemeindeverfassung gemacht werden ;

dieser muß die Provinzialverfassung ( eine Lücke

jm Königreiche Bayern ) folgen , und die allgemeine
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Landesverfassung muß das Ganze beschließen . Es
versteht sich dabei von selbst , daß die Formen dieser
drei einzelnen Verfassungen einander nicht widersprechen
dürfen , sondern fest und sicher in einander eingreifen ,
und sich gegenseitig tragen und ergänzen müssen . Da
hier die bayrische Verordnung vom 17 . Mai 1818 , die
künftige Verfassung und Verwaltung der
Gemeinden betreffend , nicht in oxremW mitgetheilt
werden kann ; so bemerken wir blos das Wichtigste aus
derselben . Der Eingang erklärt , daß der König , in
Folge früherer Einleitungen und insbesondere seiner Ver¬
ordnung vom 6 . Marz 1817 über die Verwaltung des
Stistungs - und Commuilalvermögens , beschlossen habe ,
in den Städten und Märkten die Magistrate
rnit einem freien und erweiterten Wirkungs¬
kreise herzustellen , wie auch den Nuralge -
meinden eine ihren Verhältnissen angemes¬
senere Verfassung und Verwaltung zu ge¬
ben . Zu dem Ende ward das über das Ecmeidewe -
sen vom 24 . Sept . 1808 erlassene Edict aufgehoben ,
an dessen Stelle die neue Verordnung trat ( welche sich
im fünften Stücke des bayrischen Gesetzblattes
vom I . 1818 befindet ) . Nach derselben wird in den
Städten und großen Märkten die Gemeindever¬
waltung besorgt und vollzogen : l ) durch einen bürger¬
lichen Magistrat ; 2 ) durch einen besondern Gcmeinde -
ausschuß , welcher aus erwählten Gemeindebevollmüch -
tigtcn besteht ; Z ) durch Districtsvorstcher , welche in
großen Städten dem Magistrate beigegeben sind . Der
Magistrat ist der Vorsteher der Gemeinde und zugleich
der Beamte für die Verwaltung ihrer gemeinschaftli¬
chen Angelegenheiten und ihres Vermögens . Derselbe
soll bestehen : i ) in den Städten der ersten Elaste ,
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aus zwei Bürgermeistern , aus zwei bis vier rechtskun¬

digen Räthen , aus einem technischen Baurathe ( wo
das Bauwesen von Bedeutung ist ) , und aus zehn bis

zwölf Bürgern , vorzüglich von der gewerbetreibenden
Klasse . Die Verwaltung des Stadtvcrmögens wird
vom Magistrate einem rechtskundigen Rathe und einem
Mathe aus der Zahl der Bürger übertragen . In glei¬
cher Art geschieht die Übertragung der Administration
des Local - Stiftungsvermögens . Es können jedoch die

einzelnen größer » Stiftungen auch unter mehrere Ra¬
the vertheilt werden . 2 ) in den Städten der zweiten

Klaffe , aus einem Bürgermeister , aus einem oder zwei
rechtskundigen Räthen , aus einem Stadtschreibcr , aus
acht bis zehn Bürgern . Z ) in den Städten und Märk¬
ten der dritten Klasse aus einem Bürgermeister , aus

einem Stadt - oder Marktschrciber , aus sechs bis ' acht
Bürgern . Die Verwaltung des Communal - so wie
des Stiftungsvermögcns wird in den Städten und
Märkten der zweiten und dritten Klasse entweder ei¬

nem oder mehrern Gliedern des Magistrats , wie bei derr

Städten der , ersten Klasse übertragen . Bei einem gro¬
ßen Stadtvcrmögen kann auch ein eigener Stadtkäm¬
merer , Rechnungsführcr , so wie bei bedeutenden örtli¬

chen Stiftungen ein eigener Dekonom angestellt werden .
Die Bürgermeister , und die Stadt - oder Marktschrei¬
ber , müssen in allen Städten , nebst den Gymnasialstu¬

dien , eine mehrjährige für ihre Dicnstfunction erforder¬
liche Geschäftsübung Nachweisen . In den Städten der

ersten Klaffe müssen ferner die Bürgermeister und die
rechtskundigen Räthe nach vollendeten akademischen Stu¬

dien die vorgeschriebenen Prüfungen bestanden haben ;
in den Städten zweiter Klasse wird bei den rechts ?

und geschäftskundigen Räthen dieselbe Eigenschaft er -
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fordert . Außer dieser Qualisication muß der Bürger¬

meister auch in den Gemeindebezirken mit einer Reali¬

tät ansäßig seyn . — Sämmtliche Glieder des Magi¬

strats dürfen weder in der auf - und absteigenden Linie ,

noch in den Seitenlinien ersten Grades , unter einan¬

der verwandt oder verschwägert seyn . — -

Mit der Verfassung zugleich , und an demselben

Tage , dem 26 . Mai 1816 , unterzeichnet , erschienen

folgende zehn Edictes , wovon hier nur zwei , wegen

ihrer Wichtigkeit für den ganzen innern Organismus

des Staates , in extenso ausgenommen werden .

1 ) Edict über das Jndigenat . Beilage 1 zu Titel

IV . § . 1 . der Verfassungsurkunde .
2 ) Edict über die äußeren Rechtsverhältnisse des Kö¬

nigreichs Bayern in Beziehung auf Religion und

kirchliche Gesellschaften . Beilage 2 zu Titel IV .

tz . 9 der Verfassungsurkunde .

3 ) Edict über die Freiheit der Presse und

des Buchhandels . Beilage 3 zu Titel IV . § . 1L

der Vcrfassungsurkunde .

( Diese beiden Edicte folgen der Verfassungsurkunde . )

4 ) Edict , die staatsrechtlichen Verhältnisse

der vormals reichsständischen Fürsten , Gra¬

fen und Herren betreffend . Beilage 4 zu Titel V .

§ . 2 der Verfassungsurkunde .

ä ) Edict über den Adel im Königreiche Bayern .

Beilage 5 zu Titel V - Z . 4 der Verfassungsurkunde .

6 ) Edict über die gutsherrlichen Rechte und

die gutsherrliche Gerichtsbarkeit . Beilage 6

zu Titel V . ß . 4 Ät 1 der Verfassungsurkunde .

7 ) Edict über die Familien - Fidercommisse .

Beilage 7 zu Titel V . der Verfassungsurkunde .
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8 ) Edict über die Siegelmäßigkeit . Beilage 8

zu Titel V . § . 4 N . 4 der Versassungsurkunde .

9 ) Edict über die Verhältnisse der Staats¬
diener , vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand uns
Gehalt . Beilage 9 zu Titel V . tz. 6 der Verfassungs -
urkunde .

10 ) Edict über die Ständeversammlung .
Beilage io zu Titel VI . § . 10 der Verfaffungsurkunde .

Unverkennbar war es sehr zweckmäßig , das , was

diese Edicte im Einzelnen enthalten , nicht in die
Wersassungsurkunde selbst aufzunehmen ,

weil mehrere der neuen , seit 30 Jahren ins öffentli¬
che Leben getretenen , zum Theil aber auch schon wie¬

der erloschenen , Verfassungen durch solche specielle
Bestimmungen zu weit ausgedehnt , und ihres öffent¬
lichen reinpolitischen Charakters beraubt worden

sind . Hält man aber die sehr ins Einzelne gehenden

Bestimmungen dieser zehn Edicte mit der Verfassungs¬

urkunde und mit deni abgeschlossenen Concordate zu¬
sammen ; so ist in denselben allerdings die neue Be¬

gründung des bayrischen Staatsrechts , und

mit diesem eine neue Schöpfung in der Mitte Teutsch -
lands vorhanden , wie dieselbe — nach einem ähnlichen

durchgreifenden Charakter — in den übrigen teutschen
Staaten , welche gleichfalls neue Verfassungen erhalten
haben , nicht besteht .

Die an sich wichtige Untersuchung , welche von Ei¬

nigen bereits unternommen ward : ob alle einzelne Be¬
stimmungen dieser zehn Edicte mit den einzelnen Be¬

stimmungen der Verfassungsurkunde selbst im Einklänge
stehen , und ob der öffentlich ausgesprochene Vorwurf :
mehrere dieser Edicte wären zu feudalistisch , gegründet
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sey ; * ) gehört nicht in eine geschichtliche Zusammen¬
stellung der neueuropäischen Constitution . "

Verfassungsurkunde vom 26 . Mai 1818 «

Maximilian Joseph , von Gottes Gnaden
König von Bayern .

Von den hohen Regenten - Pflichten durchdrungen

und geleitet — haben Wir Unsere bisherige Regierung
mit solchen Einrichtungen bezeichnet , welche Unser fort¬

gesetztes Bestreben , das Gesammtwohl Unserer Untertha -
nen zu befördern , beurkunden . — Zur festcrn Begrün¬
dung desselben gaben Wir schon im Jahre ' 1808 Unse¬
rem Reiche , eine seinen damaligen äußern und inner »

Verhältnissen angemessene Verfassung , in welche Wir

schon die Einführung einer ständischen Versammlung , als

eines wesentlichen Bestandtheilcs , ausgenommen haben . —

Kaum hatten die großen seit jener Zeit eingctrctenen

Wcltbcgebenheiten , von welchen kein tcutscher Staat

unberührt geblidben ist , und während welcher das Volk
von Bayern gleich groß im erlittenen Drucke wie im be¬

standenen Kampfe sich gezeigt har , in der Acte des Wie¬
ner Congresses ihr Ziel gesunden , als Wir sogleich das

nur durch die Ereignisse der Zeit unterbrochene Werk -
mit unvcrrücktem Blicke auf die allgemeinen und beson -

*) Man vergleiche Südens Nemesis , 12 . Band , 2s Heft- '
S . Z23 ff . , wo aber die Verfassung selbst mehr gelobt ,
als getadelt wird , und den neuen rheinischen Mer¬
kur , igiS , dl - r2i , S . 631 ff . — Es ward z. B . er¬
innert , daß nach der Verfassung Gleichheit vor Ge¬
richt seyn soll , daß aber nach den Edicten 4 und 6 der
Adel einen befreiten Gerichtsstand habe ; daß die
Verfassung Gl ei chh eit der öffentlichen Lasten aus¬
spreche , die Edicte hingegen den Adel begünstigten ; daß
das Concordat mit der Verfassung im Widerspruche stehe
u . s, w . — Vcrgl . Opposilionsb latt , iLiy . dl - 197 .
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Sern Forderungen des Staatszweckcs zu vossenden such /

Mi ; — die im Jahre 1814 dafür angcordneten Vorar /
bciren und das Dorret vom 2 . Februar 1817 bestätigen

Unfern hierüber schon früher gefaßten festen Entschluß . —
Die gegenwärtige Arte ist , nach vorgegangencr reifer

und vielseitiger Berathung , und nach Vernehmung Um

seres Staatsrathes — das Werk Unseres eben so freien

als festen Willens . — Unser Volk wird in dem Inhalte

desselben die kräftigste Gewährleistung Unserer landesvä ,

« erlichen Gesinnungen finden .

Freiheit der Gewissen , und gewissenhafte

Scheidung und Schätzung dessen , was des
Staates und der Kirche ist ;

Freiheit der Meinungen , mit gesetzlichen
Beschränkungen gegen den Mißbrauch ;

Gleiches Recht der Eingcborncn zu allen
Graden des Staatsdienstes und zu allen Be /

zcichnungen des Verdienstes ;

Gleiche Berufung zur Pflicht und zur Ehre der Waffen ^

Gleichheit der Gesetze und vor dem Gesetze ;

Unpartheilichkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege ;

Gleichheit der Belegung und der Pflichtig /

keit ihrer Leistung ;

Ordnung durch alle Theilc des Staats / Haushaltes ,
rechtlicher Schuh des Staats / Credits , und gesicherte

Verwendung der dafür bestimmten Mittel ;

Wiederbelebung der Gemeindekörper durch die Wie /

Vergabe der Verwaltung der ihr Wohl zunächst bcrüh /
rendcn Angelegenheiten ;

Eine Standschaft — hervyrgehcnd aus allen
Klassen der im Staate ansäßigcn Staatsbürger , — mit

den Rechten des Beirathes , der Zustimmung ,
der Willigung , der Wünsche , und der Be /

schwcrdeführung wegen verletzter verfas /
fungsmäßiger Rechte , — berufen , um in öffent /

lichen Versammlungen die Weisheit der Berathung zu

verstärken , ohne die Kraft der Regierung zu schwächen ;
Dritter Wand . 8
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Endlich eine Gewähr der Verfassung , sichernd gegen
willkührlichcn Wechsel , aber nicht hindernd das Fort -
schreiten zum Bessern nach geprüften Erfahrungen .

Bayern ! — Dies sind die Grundzüge der aus Un -
scrm freien Entschlüsse euch gegebenen Verfassung , —
sehet darin die Grundsätze eines Königs , welcher das
Glück seines Herzens und den Ruhm seines Thrones
nur von dem Glücke des Vaterlandes und von der Liebe
seines Volkes empfangen will ! —

Wir erklären hiernach folgende Bestimmungen als
Verfassung des Königreichs Bayern :

Erster Titel .
Allgemeine Bestimmungen .

§ . 1 . Das Königreich Bayern in der Gcfammt - Ver -
cinigung aller ältcrn und neuern Gcbictstheile ist ein
souveraincr monarchischer Staat nach den Bestimmungen
der gegenwärtigen Verfassungs - Urkunde .

H . 2 - Für das ganze Königreich besteht eine allge¬
meine in zwei Kammern abgcthcilte Stände - Versamm¬
lung .

Zweiter Titel .

Von dem Könige und der Thronfolge , dann
d e r ^ N e i ch s - V e r w c fii n g .

H . 1 . Der König ist das Oberhaupt des Staats , ver¬
einiget in sich alle Rechte der Staatsgewalt , und übt
sie unter den von Ihm gegebenen in der gegenwärtigen
Verfassungsurkunde festgesetzten Bestimmungen aus .

Seine Person ist heilig und unverletzlich .

H . 2 . Die Krone ist erblich in dem Mannsstamme
des königlichen Hauses nach dem Rechte der Erstgeburt ,
und der agnatisch - linealischen Erbfolge .

h . Z . Zur Successions - Fähigkeit wird eine rechtmä¬
ßige Geburt aus einer ebenbürtigen — mit Bewilligung
des Königs geschlossenen Ehe erfordert .
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§ . 4 . Der Mannsstamm hat vor den weiblichen Nach¬
kommen den Vorzug , und die Prinzessinnen sind von der

Negicrungsfolge in so lange ausgeschlossen , als in dem

königlichen Hause noch ein successionsfähiger männlicher

Sprosse oder ein durch Erbverbrüderung zur Thronfolge

berechtigter Prinz vorhanden ist .

H. 5 . Nach gänzlicher Erlöschung des Mannsstam -
mcs , und in Ermanglung einer mit einem andern fürst¬

lichen Hause aus dem teucschen Bunde für diesen Fall

geschlossenen Erbverbrüdcrung , geht die Thronfolge auf
die weibliche Nachkommenschaft nach eben der Erbfolge¬

ordnung , die für den Mannsstamm festgesetzt ist , über ,

so , daß die zur Zeit des Ablebens des letzt regierenden
Königs lebenden Bayerischen Prinzessinnen oder Abkömm¬

linge von denselben , ohne Unterschied des Geschlechtes
eben so , als wären sie Prinzen des ursprünglichen Manns -

stammcS des Bayerischen Hauses , nach dem Erstgcburts -

rcchce und der Lineal - Erbfolgeordnung zur Thronfolge
berufen werden .

Wenn in dem regierenden neuen königlichen Hause
wieder Abkömmlinge des ersten Grades von beiderlei Ge¬

schlecht geboren werden , tritt alsdann der Vorzug dcS
männlichen Geschlechts vor dem weiblichen wieder ein .

§ . 6 . Sollte die Bayerische Krone nach Erlöschung
des Mannsstammes an den Regenten einer größern Mo¬

narchie gelangen , welcher seine Residenz im Königreiche
Bayern nicht nehmen könnte , oder würde ; so soll die¬

selbe an den zweitgcbornen Prinzen dieses Hauses über¬

gehen , und in dessen Linie sodann dieselbe Erbfolge ein -

trcten , wie sie oben vorgezeichnet ist .

Kömmt aber die Krone an die Gemahlin eines aus¬
wärtigen größern Monarchen ; so wird sie zwar Königin ,

sic muß jedoch einen Vicekönig , der seine Residenz in

der Hauptstadt des Königreichs zu nehmen hat , ernen¬

nen , und die Krone gehr nach ihrem Ableben an ihren
zweitgcbornen Prinzen über .

H. 7 . Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzes¬

sinnen des königlichen Hauses tritt Mit dem zurückge -
legtcn achtzehnten Jahre ein .

8 *
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H. 8 . Die übrigen Verhältnisse der Mitglieder der ,
königlichen Hauses richten sich nach den Bestimmungen

dcS pragmatischen Familiengesetzes .

H. 9 . Die Reichsverwesung tritt ein :

s ) während der Minderjährigkeit des Monarchen ;

k >) wenn derselbe an der Ausübung der Negierung auf

längere Zeit verhindert ist , und für die Verwal¬

tung des Reichs nicht selbst Vorsorge getroffen hat ,
oder treffen kann .

H . 10 . Dem Monarchen steht es frei , unter den

volljährigen Prinzen des Hauses , den Rcichsverwcser

für die Zelt der Minderjährigkeit seines Nachfolgers zu

wählen .

In Ermanglung einer solchen Bestimmung gebührt
die Rcichsverwesung demjenigen volljährigen Agnaten ,

welcher uqch der festgesetzten Erbfolgeordnung der Näch¬

ste ist .

Wäre der Prinz , welchem dieselbe nach obiger Be¬

stimmung gebührt , selbst noch minderjährig , oder durch
ein sonstiges Hinderniß abgehalten , die Regentschaft zu

übernehmen ; so fällt sie auf denjenigen Agnaten , wel¬

cher nach ihm der Nächste ist .

H. 11 - Sollte der Monarch durch irgend eine Ursa¬

che , die in ihrer Wirkung länger als ein Jahr dauert ,
an der Ausübung der Regierung gehindert werden , und

für diesen Fall nicht selbst Vorsehung getroffen haben ,
oder treffen können ; so findet mit Zustimmung der Stän¬

de , welchen die Vcrhindcrungsursachcn anzuzeigcn sind ,

gleichfalls die für den Fall der Minderjährigkeit bestimm¬

te gesetzliche Regentschaft statt .

§ . 12 . Wenn der König nach H. io . den Rcichsvcr ,

weser für den Fall der Minderjährigkeit ernennt ; so

wird die darüber ausgefcrtigtc Urkunde durch denjenigen
Minister , welchem die Verrichtung ! n eines Ministers des

königlichen Hauses übertragen sind , im Hausarchiv bis

zum Ableben des Monarchen aufbewahrt , und dann dem

Gestimmt - StaatsminPerium zur Einsicht und öffentli¬

chen Bekanntmachung vorgclcgt . Dem Reichsverweser
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wird die über seine Ernennung ausgefertigte Urkunde

zugleich mitgetheilt .

h . iZ . Wenn kein zur Rcichsvcrwcsung geeigneter

Agnat vorhanocn ist , der Monarch jedoch eine vcrwit ,

tibte Königin hinterlaßt : so gebührt dieser die Reichs ,
Verwesung .

In Ermangelung derselben aber übernimmt sie jener
Kronbcamte , welchen der letzte Monarch hiezu ernennt ,

und wenn von demselben keine solche Bestimmung ge ,

troffen ist , so geht sie an den ersten Kronbeamtcn über ,
welchem kein gesetzliches Hindcrniß entgegen steht .

h . 14 . In jedem Falle gebührt einer vcrwittibtctt

Königin unter der Aufsicht des Reichsverwcscrs die Er ,

ziehung ihrer Kinder nach den in dem Familiengcsctzc
hierüber enthaltenen nähern Bestimmungen .

h . 15 . In den im H. 9 . a und 6 bezeichnetcn Fäl ,
len wird die Negierung im Namen des minderjährigen ,

oder in der Ausübung der Regierung gehinderten Mo ,

yarchcn geführt .

Alle Ausfertigungen werden in seinem Namen und

unter dem gewöhnlichen königlichen Siegel erlassen ; alle

Münzen mit seinem Brustbilde , Wappen und Titel

geprägt .

Der Regent unterzeichnet als :

„ des Königreichs Bayern Verweser . "

H. 16 . Der Prinz des Hauses , die vcrwittibtc Kö ,
nigin , oder derjenige Kronbeanitc , welchem die Reichs ,

Verwesung übertragen wird , muß gleich nach dem An ,

teilte der Regentschaft die Stände versammeln , und in

ihrer Mitte und in Gegenwart der Staatsminister , so

wie der Mitglieder des Staatsrathcs , nachstehenden Eid

ablcgen :

„ Ich schwöre , den Staat in Gemäßheit der Vcrfas ,

„ sung und der Gesetze des Reichs zu verwalten ,

„ die Integrität des Königreiches und die Rechte

„ der Krone zu erhalten , und dem Könige die Ge ,

„ Walt , deren Ausübung mir anvertraut ist , getreu
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„ zu übergeben , so wahr mir Gott helfe und sein

„ heiliges Evangelium ; "

worüber eine besondere Urkunde ausgenommen wird .

h . 17 . Der Regent übt während seiner Reichsver -
wcsung alle Ncgierungsrcchte ans , welche durch die Ver¬

fassung nicht besonders ausgenommen sind .

H. 18 . Alle erledigten Aemter , mit Ausnahme der

Zustizstellen , können wahrend der Rcichsverwesung nur
Provisorisch beseht werden . Der Rcichsverwcser kann

weder Krongüter veräußern , oder heimgcfallenc Lehen

verleihen , noch neue Aemter einführen .

§ . 19 - Das Ecsammt - Staatsministerium bildet den

Negentschaftsralh , und der Neichsverwescr ist verbun¬

den , in allen wichtigen Angelegenheiten das Gutachten
desselben zu erholen .

H . 20 . Der Rcichsverwcser hat während der Dauer
der Regentschaft seine Wohnung in der königlichen Re¬

sidenz , und wird auf Kosten des Staates unterhalten ;
auch werden ihm ncbstdem zu seiner eigenen Verfügung

jährlich zweimal hundert tausend Gulden in monatlichen
Raten auf die Staatskasse angewiesen .

H . 21 . Die Regentschaft dauert in den im H. 9 . be¬

merkten zwei Fällen — im ersten bis zur Großjährigkeit

des Königs , und im zweiten — bis das eingctrctcne
Hinderniß aufhört .

§ . 22 . Nachdem die Regentschaft beendigt ist , und

der in die Negierung cintrctcnde neue König den feier¬

lichen Eid ( Tit . X . § . i . ) abgelegt hat , werden alle

Verhandlungen der Regentschaft geschlossen , und der Re¬

gierungsantritt des Königs wird in der Residenz und in

dem ganzen Königreiche feierlich kund gemacht .

Dritter Titel .

Von dem Staat sg ute .

§ . 1 . Der ganze Umfang des Königreichs Bayern
bildet eine einzige unthcilbare unveräußerliche Gesammt -

massc ans sämmklichen Bestandthcilen an Landen , Leu -
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ten , Herrschaften , Gütern , Regalien und Renten mit
allem Zugchör .

Auch alle neuen Erwerbungen aus Privattiteln , an
unbeweglichen Gütern , sic mögen in der Haupt / oder

Nebenlinie geschehen , wenn der erste Erwerber während

feines Lebens nicht darüber verfügt hat , kommen in den

Erbgang des Mannsstammes , und werden als der Ge /
fammtmasse cinverleibt angesehen .

h . 2 . Zu dem unveräußerlichen Staatsgute , welche -
im Falle einer Sonderung des Staarsvcrmögcns von der

Privatvcrlasscnscbaft in das Inventar der letzter » nicht

gebracht werden darf , gehören r

4 ) Alle Archive und Registraturen ;

2 ) Alle öffentlichen Anstalten und Gebäydc mit ih /
rem Zugehör ;

3 ) Alles Geschütz , Munition , alle Militärmagazino

und was zur Landcswehr nöthig ist ;

4 ) Alle Einrichtungen der Hofcapellcn und Hofämtcr

mit allen Mobilien , welche der Aufsicht der Hof /

stäbc und Hofintendantcn anvcrtraut , und zum Be /

darf oder zum Glanze des Hofes bestimmt sind ;

5 ) Alles , was zur Einrichtung oder zur Zierde der

Residenzen und Lustschlösser dienet ;

6 ) Der Hausschatz und was von dem Erblasser mit

demselben bereits vereiniget worden ist ;

7 ) Alke Sammlungen für Künste und Wissenschaften ,

als : Bibliotheken , physikalische , Naturalien / und

Münzkabinette , Antiquitäten , Stacücn , Stern /

Watten mit ihren Instrumenten , Gemäkdc / und

Kupferstichsammlungen und sonstige Gegenstände ,

die zum öffentlichen Gebrauche oder zue Beförde /

ruug der Künste und Wissenschaften bestimmt find ;

8 ) Alle vorhandenen Vorräthc an baarem Gelbe und
Capitalien in den Staatskassen oder a » Natura /

licn bei den Uemtcrn , samt allen Ausständen an

Staatsgefällcn ;

9 ) Alles , was aus Mitteln des Staats erworben
wurde .
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H . 3 . Sämmtlichc Bcstandthcilc des Staatsguts sind .
Wie bereits in der Pragmatik vom 20 . Oktober < 804
bestimmt war , aus welcher die nach den veränderten
Verhältnissen hierüber noch geltenden Bestimmungen in
gegenwärtige Vcrfassungsurkundc übertragen sind , auf >
ewig unveräußerlich , vorbehaltlich der unten folgenden
Modifikationen .

Vorzüglich sollen , ohne Ausnahme , alle Rechte der
Souverainetät bei der Primogenitur ungcthcilt und un /
veräußert erhalten werden ,

§ . 4 . Als Veräußerung des Staatsguts ist anzufc /
hen , nicht nur jeder wirkliche Verkauf , sondern auch
eine Schenkung unter den Lebenden , oder eine Berge /
bung durch eine letzte Willcnsvcrordnung , Verleihung
neuer Lehen , oder Beschwerung mit einer ewigen Last ,
oder Verpfändung oder Hingabe durch einen Vergleich
gegen Annahme einer Summe Geldes .

Auch kann keinem Staatsbürger eine Befreiung von
den öffentlichen Lasten bewilliget werden .

§ . 5 . Die bisher zu Belohnung vorzüglicher dem
Staate geleisteter Dienste verliehenen Lehen , Staats /
domainen und Renten sind von oblgcm Verbote ausgc / >
nommen .

Auch steht dem Könige die Wicdervcrlcihung heim /
fallender Lehen jederzeit frei .

Zu Belohnung großer und bestimmter dem Staate
geleisteter Dienste können auch andere Sraatsdomaiue »
oder Renten , jedoch mit Zustimmung der Stände , in
der Eigenschaft als Mannlehcn der Krone verliehen
werden .

Anwartschaften auf künftige der Krone hcimfallendc
Güter , Renten und Rechte , können eben so wenig als
auf Acmtcr oder Würden crtheilt werden .

§ . 6 . Unter dem Vcräußerungsvcrbotc sind ferner ^
nicht begriffen :

4 ) alle Staatshandlungcn des Monarchen , welche in /
ncrhalb der Granzen des Ihm zustehendcn Regie /
rungsrcchts nach dem Zwecke und zur Wohlfahrt
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des Staats mit Auswärtigen oder mit Untetthanen

im Lande über Stamm / und Staatsgüter vorge -
nommcn werden ; insbesondere was

2 ) an einzelnen Gütern und Gefällen zur Beendigung
eines anhängigen Rechtsstreits gegen Erhaltung oder
Erlangung anderer Güter , Renten oder Rechtc -

oder zur Grcnzberichtigung mit benachbarten Staa -
tcn , gegen andern angemessenen Ersatz abgetreten
wird ;

3 ) Was gegen andere Realitäten und Rechte von

gleichem Wcrthc vertauscht wird ;

4 ) Alle einzelne Veräußerungen oder Verändcrungen -
wclche bei den Staatsgütern dem Staatszweckc

gemäß , und in Folge der bereits erlassenen Vor¬

schriften nach richtigen Grundsätzen der fortschrci ,

lenden StaatSwirthschaft , zur Beförderung der
Landeskultur oder sonst zur Wohlfahrt des Landes ,

oder zum Besten des Staatsärars , und zur Auf¬

hebung einer nachtheiligcn Selbstverwaltung für
gut gefunden werden .

h . 7 . In allen diesen Fallen ( H. 6 . ) düxfen jedoch
die Staatseinkünfte nicht geschmälert , sondern cs soll

als Ersah entweder eine Dominicalreute — wo möglich

»n Getreide , dafür bedungen , oder der Kaufschilling zu

neuen Erwerbungen oder zur zeitlichen Aushülfe des

Schuldentilgungsfonds , oder zu andern das Wohl des

Landes bezielcnden Absichten verwendet werden .

Mit dem unter dem Staatsgute begriffenen bewegli¬

chen Vermögen ( tz. 2 . ) kann der Monarch nach Zeit

und Umständen zweckmäßige Veränderungen und Vcrbesr -

scrungcn vornehmen .

Vierter Titel .

Non allgemeinen Rechten und Pflichten .

§ . 1 . Zum vollen Genüsse alle bürgerlichen , öffentli¬

chen und Privatrechte in Bayern , wird das Jndigenat

erfordert , welches entweder durch die Geburt oder durch
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die Naturalissrung nach den nähern Bestimmungen des
Ediktes über das Jndigenat erworben wird . ( Beilage I . )

H. 2 ' Das Bayerische Staatsbürgerrecht wird durch

das Jndigenat bedingt und geht mir demselben verloren .

H. Z . Nebst diesem wird zu dessen Ausübung noch
erfordert :

s ) die gesetzliche Volljährigkeit ;

k>) die Ansaßlgkcit im Königreiche , entweder durch den
Besitz besteuerter Gründe , Renten oder Rechte ,

oder durch die Ausübung besteuerter Gewerbe , oder

durch den Eintritt in ein öffentliches Amt .

§ . 4 . Kronämtcr , oberste Hofämtcr , Civil / Staats -

dicnstc und oberste Militarstellen , wie auch Kirchcnam -
tcr oder Pfründen können nur Eingcbornen oder verfas¬

sungsmäßig Naturalisirtcn crtheilt werden .

h . 6 . Zeder Bayer ohne Unterschied kann

zu allen Civil - Militär / und Kirchcnämtcrn
oder Pfründen gelangen .

h . 6 . In dem Umfange des Reichs kann kei¬

ne Leibeigenschaft bestehen , nach den nähern Be¬

stimmungen des Ediktes vom Z . August 1808 .

H. 7 . Alle ungcmesscncn Frohnen sollen in
gemessene umgcändert wcrdcn , und auch diese

ablösbar seyn .

§ . 8 . Der Staat gewährt jedem Einwoh¬
ner Sicherheit seiner Person , seines Eigen /

thums und seiner Rechte .

Niemand darf seinem ordentlichen Richter

entzogen werden .

Niemand darf verfolgt oder verhaftet wer¬

den , als in den durch die Gesetze bestimmten

Fällen , und in der geschlichen Form .

Niemand darf gezwungen werden , sein Privateigen /

thum , selbst für öffentliche Zwecke abzutreten , als nach
einer förmlichen Entscheidung des versammelten Staats¬

raths , und nach vorgängigcr Entschädigung , wie solches

in der Vermdming vom 14 . August 1815 bestimmt ist .
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§ . 9 . Jedem Einwohner des Reichs wird vollkom -
mcncGcwissensfreihcit gesichert ; die einfache Haus¬
andacht darf daher Niemanden , zu welcher Religion er
sich bekennen mag , untersagt werden .

Die in dem Königreiche bestehenden drei
christlichen Kirchcn - Gesellschaftcn genießet ,
gleiche bürgerliche und politische Rechte .

Die nicht christlichen Glaubensgenossen haben zwar
vollkommene Gewissensfreiheit ; sie erhalten aber an den
staatsbürgerlichen Rechten nur in dem Maaße einen An -
rhcil , wie ihnen derselbe in den organischen Edictcn über
ihre Aufnahme in die Staatsgcsellschaft zugcsichcrt ist .

Allen Rcligionsthcilcn ; ohne Ausnahme , ist das Ei -
gcnthum der Stiftungen und der Genuß ihrer Renten
nach den ursprünglichen Stiftnngsurknndcn und dem recht¬
mäßigen Besihe , sic seycn für den Cultus , den Un¬
terricht oder die Wohlthatigkeit bestimmt , vollständig
gesichert .

Die geistliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wir¬
kungskreise nie gehemmt werden , und die weltliche Re¬
gierung darf in rein geistlichen Gegenständen der Reli¬
gionslehre und des Gewissens sich nicht cinmischen , als
in soweit das obersthoheitliche Schutz - und Aufsichts -
rccht Antritt , wonach keine Verordnungen und Gesetze
der Kirchcngewalt ohne vorgängige Einsicht und das Pla -
cct des Königs verkündet und vollzogen werden dürfen .

Die Kirchen und Geistlichen sind in ihren
bürgerlichen Handlungen und Beziehungen — >
wie auch in Ansehung des ihnen zu stehenden
Vermögens , den Gesehen des Staats und den
weltlichen Gerichten untergeben ; auch ' können
sic von öffentlichen Staatslastcn keine Be¬
freiung ansprcchen .

Die übrigen nähern Bestimmungen über die äußern
Rechtsverhältnisse der Bewohner des Königreichs , in
Beziehung auf Religion und kirchliche Gesellschaften , ,
sind in dem der gegenwärtigen Vcrfassungsurkunde bei -
gcfügten besonder » Ediere enthalten . ( Beilage II .)
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§ . 10 . Das gcsammte StiftungsvermSgen nach den
drei Zwecken dcsCultus , des Unterrichts und der Wohl -
thätigkeit , «vird gleichfalls unter den besonder » Schutz
des Staates gestellt ; cs darf unter keinem Vorwände
zu dem Finanzvermögcn eingezogcn , und in der Sub¬
stanz für andere , als die drei genannten Zwecke ohne
Zustimmung der Bctheiligtcn , und bei allgemeinen Stift
tungcn ohne Zustimmung der Stände des Reiches vcr -
äußert , oder verwendet werden .

§ . 11 . Die Freiheit der Presse und des Buch¬
handels ist nach den Bestimmungen des hierüber er¬
lassenen besonder «? Edictes gesichert . ( Beilage III .)

§ . 12 . Alle Bayern haben gleiche Pflichtig -
kcit zu dem Kriegsdienste und zur Landwehr
» ach den dicßfalls bestehenden Gesetzen .

h . IZ . Dic Theilnahmc an den Staatslastcn
ist für alle Einwohner des Reichs allgemein ,
ohne Ausnahme irgend eines Standes , und
ohne Rücksicht auf vormals bestandene beson¬
dere Befreiungen .

§ . 14 . Es ist den Bayern gestattet , in einen andern
Bundesstaat , welcher erweislich sie zu Untcrthancn an -
nehmen will , aus zuwand crn , auch in Civil - und Mi -
litairdicnste desselben zu treten , wenn sie den gesetzlichen
Verbindlichkeiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge
geleistet haben .

Sic dürfen , so lange sic im Untcrthansvcrbaude
bleiben , ohne ausdrückliche Erlaubniß des Monarchen
von einer auswärtigen Macht weder Gehalte noch Eh¬
renzeichen annchmcn .

Fünfter Titel .
Don besonder » Rechten und Vorzügen .

h . 1 . Die Kronämtcr werden als oberste Würden
des Reichs , entweder auf die Lebenszeit der Würdcträ -
gcr oder auf deren männliche Erben , nach dem Rechte
der Erstgeburt und der agnatisch - lincalischen Erbfolge ,
als Thronlehen verliehen .
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Die Kronbcamten sind durch ihre Reichswürden Mit -
Glieder der ersten Kammer in der Ständeversammlung .

H. 2 . Den vormals Reichsstandischen Fürsten und
Grafen werden alle jene Vorzüge und Rechte zugcsichert ,
welche in dem ihre Verhältnisse bestimmenden besonder »
Edicte ausgesprochen sind . ( Beilage IV .)

H . Z . Die der Bayerischen Hoheit untergebenen eher
maligen unmittelbaren Neichsadelichen genießen diejeni¬
ge » Rechte , welche in Gemäßheit der königlichen Decla¬
ration durch die konstitutionellen Edikte ihnen zugesicherr
werden .

H. 4 . Der gesammtc übrige Adel des Reichs behalf ,
wie jeder Gutseigcnthümer , seine gutsherrlichcn
Rechte nach den geschlichen Bestimmungen . ( Beil . V .)

Ucbrigcns hat derselbe folgende Vorzüge zu genießen :
1 ) ausschlicßend das Recht , eine gutsherrliche Ge¬

richtsbarkeit ausübcn zu können ; ( Beilage VI . )
2 ) Familien - Fideikommisse auf Grundvermögen zu

errichten ; ( Beilage VII .)

» Z ) einen von dem landgcrichtlichcn befreiten Gerichts¬
stand in bürgerlichen und strafrechtlichen Fällen ;

4 ) die Rechte der Sicgelmäßigkeit unter den Beschrän¬
kungen der Gesetze über das Hypothckcnwesen ;
( Beilage VIII .) endlich

Z ) bei der Militär - Conscription die Auszeichnung , daß
die Söhne der Adelichcn als Cadctten eimretcn .

h . 5 . Einige dieser Vorzüge theilcn für ihre Perso¬
nen die geistlichen und die wirklichen Cvllegialräthe , und
die mit diesen in gleicher Kategorie stehenden höher »
Beamten .

Die Geistlichen genießen denselben befreiten Gerichts¬
stand in bürgerlichen und strafrechtlichen Fällen ; — die
Eollcgialräthc und höhern Beamten außer diesem auch
die Rechte der Sicgelmäßigkeit und die obige Auszeich¬
nung bei der Militär - Conscription .

§ . 6 . Die Dienstesverhältnisse und Penflonsansprüchc
der Staatsdiencr und öffentlichen Beamten richten sich nach
» en Bestimmungen der Dienstes - Pragmatik . ( Beil . LX .)
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Sechster Titel .

Don der Ständeversammlung .

h . 1 . Die zwei Kammern der allgemeinen DM
sammlung der Stande des Reichs sind :

» ) die der Reichsräthe ,
I >) die der Abgeordneten .

h . 2 . Die Kammer der Reichsräthe ist zusammcn -
gesetzt aus

4 ) den volljährigen Prinzen des königlichen Hanfes ;
2 ) den Kronbcamtcn des Reichs ;
3) den beiden Erz - Dischöffen ;
4 ) den Häuptern der ehemals Reichsstandischen — .

fürstlichen und gräflichen Familien , als erblichen
Rcichsrathen , so lange sie im Besitze ihrer vor¬
maligen Reichsständischen im Königreiche gelegenen
Herrschaften bleiben ;

Z ) einem vom Könige ernannten Bischoffe und dem
jedesmaligen Präsidenten des protestantischen Ge¬
neralConsistoriums ;

H) aus denjenigen Personen , welche der König ent¬
weder wegen ausgezeichneter den , Staate geleiste¬
ter Dienste , oder wegen ihrer Geburt , oder ihres
Vermögens zu Mitgliedern dieser Kammer entwe¬
der erblich oder lebenslänglich besonders ernennt .

H . Z . Das Recht der Vererbung wird der König
nur adelichen Gutsbesitzern , verleihen , welche im König¬
reiche das volle Staatsbürgerrecht , und ein mit dem Le¬
hen - oder Fideicommissarischcn Verbände belegtes Grund¬
vermögen besitzen , von welchem sie an Grund - und Do -
minicalstcuern in simplo Dreihundert Gulden entrich¬
ten , und wobei ) eine agnatisch - lincalische Erbfolge nach¬
dem Rechte der Erstgeburt eingeführt ist .

Die Würde eines erblichen Reichsraths geht jedes¬
mal mit den Gütern , worauf das Fidcicommiß gegrün¬
det ist , nur auf den nach dieser Erbfolge cintrctcndcn
Besitzer über .
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H . 4 . Die Zahl dce lebenslänglichen Ncichsräthc kann
den dritten Theil der erblichen nicht übersteigen .

H. 5 . Die Ncichsräthc haben Zurritt in die erste
Kammer nach erreichter Volljährigkeit ; eine entscheidende
Stimme aber kömmt den Prinzen des königlichen Hau¬
ses erst mit dem Ein und zwanzigsten , den übrigen Rcichs -
räthen mit dem Fünf und zwanzigsten Lebensjahre zu .

§ . 6 . Die Kammer der Reichsräthe kann nur dann
eröffnet werden , wenn wenigstens die Hälfte der sämmt -
iichcn Mitglieder anwesend ist .

H . 7 . Die zweite Kammer der Ständcversamm -
lung bildet sich

s ) aus den Grundbesitzern , welche eine gutshcrrliche
Gerichtsbarkeit ausüben , und nicht Sitz und Stim¬
me in der ersten Kammer haben ;

d ) aus Abgeordneten der Universitäten ;
c ) aus Geistlichen der katholischen und protestanti¬

schen Kirche ;
6 ) aus Abgeordneten der Städte und Märkte ;
« ) aus den nicht zu a ) gehörigen Landcigcnthümcrn .

H . 8 . Die Zahl der Mitglieder richtet sich im Gan¬
zen nach der Zahl der Familien im Königreiche , in dem
Verhältnisse , daß auf 7000 Familien ein Abgeordneter
gerechnet wird .

h . 9 . Von der auf solche Art bestimmten Zahl stellt :

2 ) die Klasse der adelichen Gutsbesitzer ein Achtthcil ;
b>) die Klasse der Geistlichen der katholischen und pro¬

testantischen Kirche ein Achttheil ;
e ) die Klasse der Städte und Märkte ein Viertheis ;

— und

, ä ) die Klasse der übrigen Landcigenthümer , welche
keine gutshcrrliche Gerichtsbarkeit ausüben , zwcf

' Viertheile der Abgeordneten ;
« ) jede der drei Universitäten ein Mitglied *) .

*) Bei der ersten Ständeversammlung im Febr . i8iy bestand
die Kammer der Abgeordneten aus ic>8 Personen ( aus
iL Adlichen , aus 17 Professoren und Geistlichen , und aus
73 Bürgerlichen) . ,
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§ . 10 . Die jede einzelne Klasse treffende Zahl von
Abgeordneten wird nach den Bestimmungen des über die
Standeversammlniig hier beigefügtcn besonder » EdicteS ,
auf die einzelnen Regierungsbezirke verthcilt . ( Beil . X .)

§ . 11 . Jede Klasse wählt in jedem Regierungsbe¬
zirke die sie daselbst treffende Zahl von Abgeordneten
nach der in dem angeführten Ediere vorgcschriebcncn
Wahlordnung für die sechsjährige Dauer der Versamm¬
lung . Die während derselben erledigten Stellen wer¬
den aus denjenigen ersetzt , welche den Gewählten in der
Stimmenzahl zunächst kommen .

§ . 12 . Jedes Mitglied der Kammer der Abgeordne¬
ten muß ohne Rücksicht auf Standes - oder Dienstver¬
hältnisse ein selbstständiger Staatsbürger scvn ,
welcher das dreißigste Lebensjahr zurückgelegt hat , und
den freien Genuß eines solchen im betreffenden Bezirke
oder Orte gelegenen Vermögens besitzt , welches seinen
unabhängigen Unterhalt sichert , und durch die im Ediere
( Beilage X . ) festgesetzte Größe der jährlichen Versteue¬
rung bestimmt wird .

Er muß sich zu einer der drei christlichen Religionen ,
bekennen , und darf niemals einer Spccialuntersuchiing
wegen Verbrechen oder Vergehen unterlegen haben , wo¬
von er nicht gänzlich freigcsprochcn worden ist .

§ . 13 . Alle sechs Jahre wird eine neue
Wahl der Abgeordneten vorgcnommcn , und
sonst nur in dem Falle , wenn die Kammer von dem
Könige aufgelöset wird .

Die austretenden Mitglieder ' sind wieder
wählbar .

§ . 14 . Der Austritt eines bereits ernannten Mit¬
gliedes erfolgt während der Dauer der Versammlung :

1 ) Wenn dasselbe die Realität , das Gericht , Gewerbe
oder die geistliche Pfründe , welche seine Wahl für
den betreffenden Regierungsbezirk , oder die Klasse
besonders begründeten , aus was immer für Ver¬
anlassungen zu besitzen aufhört , ohne einen glei¬
chen Ersatz in demselben Bezirke , Orte , oder in
derselben Klasse zu erwerben ;
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2 ) wenn das Mitglied unter der Zeit eine der oben
< H. 12 . ) zue passiven Wahlfähigkeit wesentlich er .'
forderlichen Eigenschaften verliert .

In diesen Fällen har die Kammer der Abgeordneten
ans die geschehene Anzeige und nach Vernehmung des
Betheiligtcn zu entscheiden .

§ . 15 . Zur gültigen Constituirung der Kammer der
Abgeordneten wird die Anwesenheit von wenigstens zwei
Drittheilcn der gewählten Mitglieder erfordert .

h . 16 . Die Kammer der Reichsräthe wird gleichzei¬
tig mit jener der Abgeordneten zusammen berufen , er /
öffnet und geschlossen .

H. 17 . Kein Mitglied der ersten oder zweiten Kam¬
mer darf sich in der Sitzung durch einen Bevollmächtig¬
ten vertreten lassen . .

H . 18 . Die Anträge über die Staatsauflä -
gcn geschehen zuerst in der Kammer der Ab¬
geordneten , und werden dann durch diese an die Kam¬
mer der Reichsräthe gebracht .

Alle übrigen Gegenstände könnön nach der Bestim¬
mung des Königs der einen oder der andern Kammer
znerst vorgelegt werden .

H . 19 - Kein Gegenstand des den Ständen des Reichs
angewiesenen gemeinschaftlichen Wirkungskreises kann von
einer Kammer allein in Berathung gezogen werden , und
die Wirkung einer gültigen Einwilligung der Stände
erlangen .

Siebenter Titel .
Von dem Wirkungskreise der Standevcr -

sammlu ng .

H . 1 . Die beiden Kammern rönnen nur über jene
Gegenstände in Berathung treten , die in ihren Wirkungs¬
kreis gehören , welcher in den §§ . 2 . bis 19 . näher bc ,
zeichnet ist .

H. 2 . Ohne den Beirath und die Zustimmung
der Stände des Königreichs kann kein allge -

Dritter Banh , 9
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meines neues Gesetz , welches die Freiheit der

Personen oder das Eigenrhum der Staats cur

gehörigen betrifft , erlassen , noch ein schon

bestehendes abge ändert , authentisch erläutert
oder aufgehoben werden .

§ . Z . Der König erholt die Zustimmung der

Stande zur Erhebung aller direkten Steuern ,

so wie zur Erhebung neuer indirekten Auf¬

lagen , oder zu der Erhöhung oder Verände¬
rung der bestehenden .

§ . 4 . Den Ständen wird daher nach ihrer
Eröffnung die genaue Uebcrsicht des Staats -

bcdürfnisses , so wie der gesammten Staats¬

einnahmen ( Budget ) vorgelcgt werden , welche
dieselbe durch einen Ausschuß prüfen , und sodann über

die zu erhebenden Steuern in Berathung treten .

§ . Z . Die , zur Deckung der ordentlichen beständigen

und bestimmt vorhcrzusehcndcn Staatsausgabcn , mit Ein¬

schluß des norhwendigen Reservefonds , erforderlichen di¬

rekten Steuern werden jedesmal auf sechs Jahre be¬
willigt .

Um jedoch jede Stockung in der Staatshaushaltung

zu vermeiden , werden in dem Etatsjahre , in welchem
die erste Ständcvcrsammlung cinbcrufen wird , die in

dem vorigen Etatsjahre erhobenen Staatsauflagcn fort
entrichtet .

§ . 6 . Ein Jahr vor dem Abläufe des Termins , für

welchen die fircn Ausgaben festgesetzt sind , somit nach

Verlauf von sechs Jahren , läßt der König für die sechs

Jahre , welche diesem Termine folgen , den Ständen ein
neues Budget vorlcgen .

H . 7 - Zn dem Falle , wo der König durch außeror¬

dentliche äußere Verhältnisse verhindert ist , in diesem

letzten Jahre der ordentlichen Steuerbcwilligung die

Stände zu versammeln , kömmt Ihm die Befugniß einer

Forterhcbung der letztbcwilligten Steuer auf ein halbes
Jahr zu .

§ . 8 . In Fallen eines außerordentlichen und unvor -
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- ergesehcncn Bedürfnisses und der Unzulänglichkeit der

begehenden Staatseinkünfte zu dessen Deckung , wird
dieses den Ständen zur Bewilligung der erforderlichen

außerordentlichen Auflagen vorgelegt werden .

§ . 9 . Die Stände können die Bewilligung der Steuern
mit keiner Bedingung verbinden .

§ . 10 - Den Ständen des Reichs wird bei
einer jeden Versammlung eine genaue Nach ,

Weisung über die Verwendung der Staatscin -

nahmen vorgclegt werden .

h . 11 . Die gesammtc Staatsschuld wird un -

tcr die Gewährleistung der Stände gestellt .

Zu jeder neuen Staatsschuld , wodurch die zur Zeit

bestehende Schuldenmasse im Capitalsbetragc oder der

jährlichen Verzinsung vergrößert wird , ist die Zustim ,
niung der Stände des Reichs erforderlich .

§ . 12 - Eine solche Vermehrung der Staatsschulden

hat nur für jene dringenden und außerordentlichen Staats ,
bcdürfnisse statt , welche weder durch die ordenrlichen noch

durch außerordentliche Beiträge der Unterrhanen , ohne
deren zu große Belastung , bestritten werden können , und

die zum wahren Nutzen des Landes gereichen .

§ . iz . Den Ständen wird der Schulden , Tilgungs ,
plan vorgclegt , und ohne ihre Zustimmung kann an dem

von ihnen angenommenen Plane keine Abänderung ge ,

troffen , noch ein zur Schuldentilgung bestimmtes Gefäll

zu irgend einem andern Zwecke verwendet werden .

H . 14 . Jede der beiden Kammern hat aus ihrer
Mitte einen Commissär zu ernennen , welche gemeinschaft¬

lich bei der Schuldentilgungs - Commission von allen ih¬
ren Verhandlungen genaue Kcnntniß zu nehmen , und

aus die Einhaltung der festgesetzten Normen zu wachen
haben .

§ . 15 . In außerordentlichen Fällen , wo drohende
äußere Gefahren die Aufnahme von Capitalicn dringend

erfordern , und die Einberufung der Stände durch äußere
Verhältnisse unmöglich gemacht wird , soll diesen Com ,

missär ' s die Befugniß zustchen , zu diesen Anleihen im9 *



, 132 Bayer » .

Namen der Stände vorläufig ihre Zustimmung zu er .
theilen .

Sobald die Einberufung der Stände möglich wird ,
ist ihnen die ganze Verhandlung über diese Capicalsauf -
» ahme vorzulegcn , um in bas Staatsschulden - Verzeich - >
niß eingetragen zu werden .

H . 16 . Den Ständen wird bei jeder Versammlung
die genaue Nachweisung des Standes der Staatsschul¬
den - Tilgungskasse vorgelegt werden .

§ . iss . Die Stände haben das Recht der Zustim ,
mnng zur Veräußerung oder Verwendung allgemeiner
Stiftungen in ihrer Substanz für andere als ihre ur ,
sprünglichen Zwecke .

§ . 18 . Eben so ist ihre Zustimmung zur Verleihung
von Staatsdomainen oder Staatsrcntcn zu Belohnung
großer und bestimmter dem Staate geleisteter Dienste
erforderlich .

h . 19 - Die Stände haben das Recht , in Be ,
Ziehung auf alle zu ihrem Wirkungskreise ge ,
hörigen Gegenstände dem Könige ihre gemein ,
samen Wünsche und Anträge in der gecignc - -
tcn Form vorznbringcn .

§ . 20 . Zeder einzelne Abgeordnete hat das Recht ,
in dieser Beziehung seine Wünsche -und Anträge in sei ,
ncr Kammer vorzubringcn , welche darüber : ob dieselbe »
in nähere Ucbcrlcgung gezogen werden sollen , durch Mehr ,
heit der Stimmen erkennt , und sic im bejahenden Falle
an den betreffenden Ausschuß zur Prüfung und Würdi¬
gung bringt .

Die von einer Kammer über solche Anträge gefaß¬
ten Beschlüsse müssen der andern Kammer mitgcthcilt ,
und können erst nach deren erfolgten Bcistimmung dem

Könige vorgelegt werden . >
H . 21 . Jeder einzelne Staatsbürger , so wie jede

Gemeinde kann Beschwerden über Verletzung der coiisti ,
tritisncllcn Rechte an die Ständcvrrsammlung , und zwar
an jede der beiden Kammern bringen , welche sie durch



Verfassuiigsurk . v . 26 . Mai 1818 . 133

den hierüber bestehenden Aussclniß prüft , und findet die ,

ftr sic dazu geeignet , in Bcrathung nimmt .
Erkennt die Kammer durch Stimmenmehrheit die

Beschwerde für gegründet ; so thcilt sie ihren diesfalls
an den König zu erstattenden Antrag der andern Kam ,
mer mit , welcher , wenn diese demselben beistimmt , in

einer gemeinsamen Vorstellung dem Könige übergeben
wird .

H. 22 - Der König wird wenigstens alle drei

Jahre die Stände zusammen berufen .

Der König eröffnet und schließt die Versammlung

entweder in eigener Person , oder durch einen besonders

hiezu Bevollmächtigten .

Die Sitzungen einer solchen Versammlung dürfen in
der Regel nicht länger als zwei Monate dauern , und

die Stände sind verbunden , in ihren Sitzungen die von

dem Könige an sie gebrachten Gegenstände vor allen

übrigen in Bcrathung zu nehmen .

§ . 23 - Dem Könige steht jederzeit das Recht zu ,

die Sitzungen der Stände zu verlängern , sic zu verta ,

gen , oder die ganze Versammlung aufzulöscn .

In dem letzten Falle mziß wenigstens binnen drei

Monaten eine neue Wahl der Kammer der Abgcordne ,
tcn vorgenommen werden .

H. 24 . Die Staatsministcr können den Sitzungen der

beiden Kammern beiwohnen , wenn sie auch nicht Mit ,

glieder derselben sind .
tz. 2 -5 . Jedes Mitglied der Ständcversammlung hat

folgenden Eid zu leisten :

„ Ich schwöre Treue dem Könige , Gehorsam dem Ge ,

„ sehe , Beobachtung und Aufrcchthaltung der Staats ,
„ Verfassung , und in der Ständcversammlung nur des

„ ganzen Landes allgemeines Wohl und Beste ohne
„ Rücksicht aus besondere Stände oder Klassen nach

„ meiner innern Uebcrzeugnng zu berathen ; — So

„ wahr mir Gott helfe und sein heiliges Evangelium . "

ß . 26 . Kein Mitglied der Ständeversammlung kann

während der Dauer der Sitzungen ohne Einwilligung
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der betreffenden Kammer zu Verhaft gebracht werden ,
den Fall der Ergreifung auf frischer That bei begangen
nein Verbrechen ausgenommen .

§ . 27 - Kein Mitglied der Standeversammlung kamt
für die Stimme , welche es in seiner Kammer geführt >
hat , anders als in Folge der Geschäftsordnung , durch
die Versammlung selbst zur Rede gestellt werden .

§ . 28 - Ein Gegenstand , über welchen die beiden Kam /
Mcrn sich nicht . vereinigen , kann in derselben Sitzung
nicht wieder zur Berarhung gebräche werden .

§ . 29 - Die königliche Einschließung auf die Anträge
der Ncichsstände erfolgt nicht einzeln , sondern auf alle
verhandelten Gegenstände zugleich bei dem Schluffe der
Versammlung .

h . Zo - Der König allein sanctionirt die Gesetze und
erlaßt dieselben mit seiner Unterschrift und Anführung
der Vernehmung des Sraatsraths und des erfolgten Bei /
raths und der Zustimmung der Lieben und Getreuen ,
der Stände des Reichs .

§ . 3 i . Wenn die Versammlung der Rcrchsständc vcre
tagt , förmlich geschloffen oder aufgelöst worden ist , kön /
neu die Kammern nicht mehr gültig bcrathschlagen , und >
jede fernere Verhandlung ist ungesetzlich .

, Achter Titel .

Von der Rechtspflege .

§ . 1 . Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus . —
Sie wird upter Seiner Oberaufsicht durch eine geeignete
Zahl von Aemtern und Obergerichten in einer gesetzlich
bestimmten Instanzen / Ordnung verwaltet .

h . 2 . Alle Gerichtsstell c n sind verbunden ,
ihren Urthcilcn Entschcidungsgründe beizu «
fügen .

§ . 3 - Die Gerichte sind innerhalb der Gränzen ihrer
amtlichen Bcfugniß unabhängig , und die Richter köm

nen nur durch einen Rechtsspruch von ihren Stellen mit
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Verlust des damit verbundenen Gehaltes entlassen —
oder derselben entsetzt werden .

tz. 4 . Der König kann in strafrechtlichen Sachen
Gnade crtheilen , die Strafe mildern oder erlassen
aber m keinem Falke irgend eine anhängige Streitsache ,
oder angefangene Untersuchung hemmen .

§ . Z . Der königliche Fiscus wird in allen streitigen
Privat - Rechtsverhältnissen bei den königlichen Gerichts¬
höfen Recht nehmen .

tz. 6 . Die Vcrmögcns - Confiscation hat in
keinem Falle , den der Desertion ausgenom¬
men , statt .

ß . 7 . Es soll für das ganze Königreich ein
und dasselbe bürgerliche und Straf - Gesetzr
buch bestehen .

Neunter Titel .

Von der Militär - Verfassung ,

§ . 1 . Jeder Bayer ist verpflichtet , zur Verthcidigung
seines Vaterlandes , nach den hierüber bestehenden Ge -

- sehen mitzuwirkcn .
Von der Pflicht , die Waffen zu tragen , ist der geist¬

liche Stand ausgenommen .

K. 2 . Der Staat hat zu seiner Verthcidigung eine
stehende Armee , welche durch die allgemeine Mili¬
tär - Conscription ergänzt , und auch im Frieden gehörig
unterhalten wird .

tz. Z . Neben dieser Armee bestehen noch Reserve - Ba¬
taillons und die Landwehr .

§ . 4 . Die Reserve - Bataillons sind zur Verstärkung
des stehenden Heeres bestimmt , und theilen im Falle des
Aufgebots alle Verpflichtungen , Ehren und Vorzüge mit

> demselben .
Im Frieden bleibt sämmtlichc in den Reserve - Ba¬

taillons eingcreihte Mannschaft , die zu den Waffenübun -
gcn erforderliche Zeit ausgenommen , in ihrer Heimakh ,
frei von allem militärischen Zwange , bloß der bürgerst -
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chm Gerichtsbarkeit und den bürgerlichen Gesetzen un¬
terworfen , ohne an der Veränderung des Wohnsitzes , der
Ansäßigmachung oder Verehelichung gehindert zu scyn .

ß . 6 . Die Landwehr kann in Kriegszcitcn zur Un¬
terstützung der schon durch die Reserve - Bataillons ver¬
stärkten Armee auf besonder » königlichen Aufruf , jedoch
nur innerhalb der Grenzen des Reichs , in militärische
Thätigkeit treten .

Zur zweckmäßige » Benützung dieser Masse wird die¬
selbe in zwei Abtheilungcn ausgeschieden , deren zweite die
zur Mobilisirung weniger geeigneten Individuen begreift ,
und in keinem Falle außer ihrem Bezirke verwendet
werden soll .

Zn Friedcnszcilcn wirkt die Landwehr zur Erhaltung
der inncrn Sicherheit mit , in sofernc es erforderlich ist,
und die dazu bestimmten Truppen nicht hinrcichen .

§ . 6 . Die Armee handelt gegen den äußern Feind
und im Innern nur dann , wenn die Militärmacht von
der kompetenten Civilbchörde förmlich dazu aufgcfordert
wird .

§ . 7 . Die Militarpcrsonen stehen in Dienstsachen ,
dann wegen Verbrechen oder Vergehen , unter der Mili ,
tär - Gerichtsbarkeit , in Real - und gemischten Rechtssa¬
chen aber unter den bürgerlichen Gerichten .

Zehnter Titel .

Von der Gewähr der Verfassung .

§ . 1 . Bei dem Regierungsantritte schwört der König
in einer feierlichen Versammlung der Staatsminister , der
Mitglieder des Staatsraths , und einer Deputation der
Stände , wenn sie zu der Zeit versammelt sind , folgen¬
den Eid :

„ Ich schwöre nach der Verfassung und den Gesehen
„ des Reichs zu regieren , so wahr mit Gott helfe ,
„ und sein heiliges Evangelium . "

Ueber diesen Act wird eine Urkunde verfaßt , in das
Neichsarchiv hinterlegt , und beglaubigte Abschrift davon
kwr Ständeversammlung mitgetheilr -
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tz. 2 . Der Ncichsverwcscr leistet in Beziehung auf

die Erhaltung der Verfassung den Titel H . tz. 16 . vor -

geschriebenen Eid .

Sammtliche Prinzen des königlichen Hauses leisten

nach erlangter Volljährigkeit ebenfalls einen Eid auf die

genaue Beobachtung der Verfassung .

tz. Z . Alle Staatsbürger sind bei der Ansäßigma -

«hung und bei der allgemeinen Landeshuldigung , >o wie
alle Staatsdiener bei ihrer Anstellung verbunden , fol¬

genden Eid abzulegen :

„ Ich schwöre Treue dem Könige , Gehorsam dem Ge -

„ setze und Beobachtung der Staatsverfassung ; >o

„ wahr mir Gott helfe , und sein heiliges Evan¬
gelium ! "

§ . 4 . Die königlichen Staatsminister und samnitliche

Staatsdicncr sind für die genaue Befolgung der Verfas¬

sung vcrantwortli ch .

§ . .5 . Die Stande haben das Recht , Beschwerde »
über die durch die königlichen Staatsministcricn oder an¬

dere Staatsbehörden geschehene Verletzung der Verfas¬
sung in einen gemeinsamen Antrag an den König zu

bringen , welcher denselben auf der Stelle abhclfen , oder ,

wenn ein Zweifel dabei obwalten sollte , sie naher nach

der Natur des Gegenstandes durch den Staatsrath oder

die oberste Iustizstelle untersuchen , und darüber entschei¬
den lassen wird .

tz. 6 . Finden die Stände sich durch ihre Pflichten

aufgefordert , gegen einen höher » Staatsbeamten wegen
verletzlicher Verletzung der Sraatsverfassung eine förm¬

liche Anklage zu stellen ; so sind die Anklagspuncte be¬

stimmt zu bezeichnen , und in jeder Kammer durch einen

besondern Ausschuß zu prüfen .

Vereinigen sich beide Kammern hierauf in ihren Be¬
schlüssen über die Anklage ; so bringen fle dieselbe mit

ihren Belegen in vorgeschriebener Form an den König .

Dieser wird sie sodann der obersten Iustizstelle —

in welcher im Falle der nolhwcndigcn oder frchwilligcn

Berufung auch die zweite Instanz durch Anordnung ci -
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» es andern SenatS gebildet wird , — - zur Entscheidung
übergeben , und die Stände von dem gefällten Unheil «
in Kenntlich sehen .

§ . 7 . Abänderungen in den Bestimmungen der Ver ,
fassuugsurkunde , oder Zusätze zu derselben , können ohne >
Zustimmung der Stände nicht geschehen .

Die Vorschläge hiezu gehen allein vom Könige aus ,
und nur wenn Derselbe sie an die Stände gebracht hat ,
dürfen diese darüber bcrathschlagen .

Zu einem gültigen Beschlüsse in dieser höchst wichtig
gen Angelegenheit wird wenigstens die Gegenwart von
drei Viertheilcn der bei der Versammlung anwesenden
Mitglieder in jeder Kammer , und eine Mehrheit von
zwei Drittheilcn der Stimmen erfordert .

Indem Wir dieses Staats - Grundgesetz zur allgemein
ncn Befolgung und genauen Beobachtung in seinem gan¬
zen Inhalte , cinschläfsig der dasselbe ergänzenden und
in der Haupturkunde als Beilagen bezeichncrcn Edikte ,
hierdurch kund machen ; so verordnen Wir zugleich , daß
die darin gngeordnctc Versammlung der Stände zur Aus¬
übung der zu ihrem Wirkungskreise gehörigen Rechte am

1 . Januar 1819 cinbcrufen , und inzwischen die hiczn /
erforderliche Einleitung veranstaltet werde .

Gegeben in Unserer Haupt - und Residenzstadt Mün¬
chen , am sechs und zwanzigsten Tage des Monats May
im Eintausend achthundert und achtzehnten Jahre , Un¬
seres Reiches im dreizehnten .

Maximilian Joseph .
( I . . 8 .)

Graf v . Rcigersbcrg . Fürst v . Wrcdc . Graf
, v . Triva . Grafv . Ncchbcrg . Graf » . Thürhcim .

Freiherr v . Lcrchcnfeld . Graf v . Türring .

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs : ^

Egid von Kobell ,
König ! . Staatsrath und General - Sekretär .
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Betrachtet man diese Verfassung nach ihrem Ver¬
hältnisse zu den übrigen neucuropä chen Verfassungen ;
so erscheint sie als eine , welche der König , nach
der ihm zustehenden Souverainetat , gab . Sie ent¬
stand also nicht , wie die Wirtembergische , durch
freien Vertrag zwischen dem Könige und den Stän¬
den , und ward den Ständen , vor ihrer Einführung ,
nicht erst zur Prüfung vorgelegt .

Ihrem politischen Charakter nach , ist sie keine re¬
präsentative , sondern eine ständische ; denn sie
geht bei der Wahl der Volksvertreter nicht von der
Gefammtbevölkerung des Reichs , sondern von der Ein¬
teilung der Staatsbürger in verschiedene Stände
aus . Als solche Stände erscheinen : 1 ) der Adel ; 2 )
die Geistlichkeit mit dem gelehrten Stande ; 3 ) der Bür¬
gerstand , mit Kaufleuten und Gewerbtreibenden ; und
4 ) der Bauernstand .

Da das Lehnssystem in Bayern zwar schon längst
bedeutend verändert und gemildert , nicht aber ganz
abgeschafft worden ist ; so mußte auch die neue
Verfassung auf eine historische Basis begründet
werden , — d . h . das Neuentstchcnde mußte an daS
bereits Vorhandene angeknüpft , und so das Alte und
das Neue zu einer neuen politischen Form ver¬
bunden werden , in welcher aber beides , das Neue und
das Alte , ziemlich sich gegenseitig das Gleichgewicht
halten dürfte .

Aus dieser historischen Basis der neuen Verfassung
laßt sich denn auch erklären : warum nicht alle zusam¬
men berufene Stände in Eine Kammer ( wie im
Großherzogthume Weimar) vereinigt , sondern in zwei
Kammern ( nach dem Vorgänge der von Ludwig 18
- em französischen Reiche gegebenen Charte , und der
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neuen Verfassung des Königreiches der Niederlande )

gctheilt wurden . Man beabsichtigte dabei die Anerken¬

nung und Beibehaltung der , den Mediatisirten schon

in der Conföderationsacte des Rheinbundes vorbchalte -

nen , Rechte , so wie die Auszeichnung des übrigen ho¬

hen Adels , welcher Sitz und Stimme in der ersten

Kammer erhielt .

Auf diese Auszeichnung des Adels waren denn auch

die Vorrechte und Vorzüge berechnet , welche zwar nicht

in der Verfaffungsurkunde selbst , wohl aber in dem

vierten , fünften , sechsten , siebenten und ach¬

ten Edicte , die der Verfassung gleichzeitig erschienen ,

ausgesprochen wurden , und allerdings in Hinsicht der

bcibehaltenen Patrimonial - Gerichtsbarkeit , in

Hinsicht der Begünstigung bei den Abgaben ,

und in Hinsicht der Fideicommisse und Majorate ,

nicht blos in persönlichen Vorzügen und Vortheilcn

bestanden .

Allein , neben dieser Beibehaltung mehrerer aus dem

Lehnssysteme stammenden Verhältnisse , tragt doch die

bayrische Verfaffungsurkunde das Gepräge des fort¬

geschrittenen Geistes der Zeit in allen den Bestimmun¬

gen , worauf die bürgerliche und politische Frei¬

heit beruht . Die Freiheit der Gewissen , die Preßfrei¬

heit , die Gleichheit vor dem Gesetze , die gleiche Be¬

rechtigung zu allen Graden des Staatsdienstes , die

Gleichheit in der Besteuerung , der bestimmte Antheil

der Stände an der Gesetzgebung , ihr Recht der Steucr -

bewilligung nach dem ihnen vorgelegten Budget und

nach den ihnen mitgetheilten Rechnungen , so wie ihr

Recht der Beschwerdeführung wegen verletzter verfas¬

sungsmäßiger Rechte , und die Verantwortlichkeit aller

Staatödiener ; — dies sind die großen , vom Könige
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selbst in dem Eingänge der Verfassung ausgesprochenen ,

und dann in den einzelnen Titeln der Verfassung wei¬

ter ausgcführten , Grundlagen der bürgerlichen und po¬

litischen Freiheit des bayrischen Volkes . —

Weil aber zu den Hauptbedingungen der neuen Ge¬

staltung d - Z innern Volkslebens das neugeordnete

Verhaltniß der Kirche zum Staate , und die

Preßfreiheit gehören , während die Bestimmungen

der übrigen acht königlichen Edicte zunächst das spc -

cielle bayrische Staatsrecht betreffen ; so folgen hier

der Verfassung jene beiden Edicte .

L ) Edict über die äußern Rechtsverhältnisse des

Königreichs Bayern , in Beziehung auf Re¬

ligion und kirchliche Gesellschaften .

Erster Abschnitt .

Allgemeine Bestimmungen über Rcligions -

Verhältnisse .

Erstes Kapitel .

Religions - und Gewissensfreiheit .

§ . 1 . Jedem Einwohner des Reiches ist durch den
9 . Z . des vierten Titels der Verfassungsurkunde eine

vollkommene Gewissensfreiheit gesichert .

ß . 2 - Er darf demnach in Gegenständen des Glau¬

bens und Gewissens keinem Zwange unterworfen , auch
darf Niemanden , zu welcher Religion er sich bekennen
mag , die einfache Hausandacht untersagt werden .

§ . Z . Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung

ihrer Religion sich verbinden wollen ; so wird jederzeit

hiezu die königliche ausdrückliche Genehmigung nach den

im H . Abschnitte folgenden nähern Bestimmungen er¬
fordert .
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§ . 4 . Alle heimliche Zusammenkünfte unter dem

Vorwände dc6 häuslichen Gottesdienstes sind verboten .

Zweites Kapitel.

Wahl des Glaubensbekenntnisses .

§ . 5 . Die Wahl des Glaubensbekenntnisses ist jedem

Staatseinwohner nach seiner eigenen freien Ucberzcur

gung überlassen .

tz. 6 > Derselbe muß jedoch das hiezu erforderliche

Untcrscheidungsalter , welches für beide Geschlechter auf

die gesetzliche Volljährigkeit bestimmt wird , erreicht haben .

ß . 7 . Da diese Wahl eine eigene freie Ueberzeugung

voraussetzt ; so kann sie nur solchen Individuen zustcheN ,
welche in keinem Geistes / oder Gemüthszustande sich be¬

finden , der sie derselben unfähig macht .

H. 8 . Keine Parthci darf die Mitglieder der andern

durch Zwang oder List zum Ucbergange verleiten .

Z . 9 . Wenn von denjenigen , welche die Rcligionscr -

Ziehung zu leiten haben , eine solche Wahl aus einem

der obigen Gründe angcfochtcn wird ; so hat die betref¬

fende Regierungsbehörde den Fall zu untersuchen , und

an das königliche Staatsministerium des Innern zu be¬
richten .

ß . 10 . Der Uebergang von einer Kirche zu einer an¬
dern muß allezeit bei dem einschlägigen Pfarrer oder

geistlichen Vorstände sowohl der neu gewählten , als der

verlassenen Kirche persönlich erklärt werden .

§ < 11 . Durch die Ncligionsänderung gehen alle kirch¬

lichen Gcscllschaftsrechtc der verlassenen Kirche verloren ;

dieselbe hat aber keinen Einfluß auf die allgemeinen

staatsbürgerlichen Rechte , Ehren und Würden ; ausge¬

nommen , cS geschehe der Uebertritt zu einer Rcligions -

parthci , welcher nur eine beschrankte Theiluahmc an

dem Staatsbürgerrechte gestattet ist .
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Drittes Kapitel .

Religionsverhältnissc der Kinder aus ge¬
mischten Ehen .

§ . 12 - Wenn in einem gültigen Ehcvertragc zwischen
Eltern , die verschiedenen Glaubensbekenntnissen zugcthan
sind , bestimmt worden ist , in welcher Religion die Kin¬
der erzogen werden sollen ; so hat cs hiebei sein Be¬
wende » .

§ . 13 . Die Gültigkeit solcher Ehcvertragc ist sowohl
in Rücksicht ihrer Form , als der Zeit der Errichtung
lediglich nach den bürgerlichen Gesetzen zu bcurthcilen .

tz. 14 . Sind keine Ehepakten oder sonstige Vertrage
hierüber errichtet , oder ist in jenen über die religiöse
Erziehung der Kinder nichts verordnet worden ; so folgen
die Söhne der Religion des Vaters , die Töchter werden
in dem Glaubensbekenntnisse der Mucker erzogen .

h . 1 Z . Uebrigcns benimmt die Verschiedenheit deS
kirchlichen Glaubensbekenntnisses keinem der Eltern die
ihm sonst wegen der Erziehung zustchcndcn Rechte .

§ . 16 . Der Tod der Eltern ändert nichts in den
Bestimmungen der §§ . 12 . und 14 . über die religiöse
Erziehung der Kinder .

§ . 17 - Die Ehescheidungen , oder alle sonstigen Rechts¬
gültigen Auflösungen der Ehe können auf die Religion
der Kinder keinen Einfluß haben .

Z . 18 . Wenn ein das Religionsvcrhältniß der Kin¬
der bestimmender Ehevertrag vorhanden ist ; so bewirkt
der Uebergang der Eltern zu einem andern Glaubensbe¬
kenntnis ) darin in so lange keine Veränderung , als die
Ehe noch gemischt bleibt ; geht aber ein Ehegatte zur
Religion des andern über , und die Ehe hört dadurch
auf gemischt zu scyn , so folgen die Kinder der nun glei¬
chen Religion ihrer Eltern , ausgenommen sie waren —
dem bestehenden Ehcvertragc gemäß — durch die Cvn -
firmation oder Communion bereits in die Kirche einer
andern Confession ausgenommen , in welchem Falle sic
bis zum erlangten Unterscheidungsjahre darin zu belas¬
sen sind .
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§ . 19 . Pflegkinder werden nach jenem Glanbenöbc -
kcnncniß erzogen , welchem sie in ihrem vorigen Stande
zu folgen hatten .

§ . 20 . Durch Hcirath legitimirtc natürliche Kinder
werden in Beziehung auf den Religionsunterricht ehcli -
chcn Kindern glcichgeachter .

§ . 21 . Die übrigen natürlichen Kinder , wenn sic
von einem Vater anerkannt sind , werden in Ansehung
der Neligionserziehnng gleichfalls wie die ehelichen be¬
handelt . Sind sic aber von dem Vater nicht anerkannt ;
so werd 'cn sie nach dem Glaubensbekenntnisse der Mut¬
ter erzogen .

§ . 22 . Findlinge und natürliche Kinder , deren Mut¬
ter unbekannt isi , folgen der Religion desjenigen , wel¬
cher das Kind ausgenommen hat , soferne er einer der
öffentlich cingeführtcn Kirchen angchürt , oder der Reli -
gionsparthci des Findlings - Instituts , worin sic erzogen
werden . Außer diesen Fällen richtet sich ihre Religion
nach jener der Mehrheit der Einwohner des Findungs -
Orts .

§ . 23 - Die geistlichen Obern , die nächsten Verwand¬
ten , die Vormünder und Patbcn haben das Recht , dar¬
über zu wachen , daß vorstehende Anordnungen befolgt
werden . Sic können zu diesem Bchufe die Einsicht der
betreffenden Bestimmungen der Ehcvertrage und der übri¬
gen auf die Religionserziehung sich beziehenden Urkun¬
den fordern .

Zweiter Abschnitt .
Von Religions - und Kirchengesellschaften .

Erstes Kapitel .
Ihre Aufnahme und Bestätigung .

ß . 24 . Die in dem Königreiche bestehenden drei
christlichen Glaubens - Confessionen sind als öffentliche
Kirchengesellschaften mit gleichen bürgerlichen und politi¬
schen Rechten , nach den unten folgenden naher » Bestim¬
mungen , anerkannt .
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§ . 25 - Den nicht christlichen Glaubensgenossen ist

zwar nach §§ . 1 . und 2 . eine vollkommene Neligions «
und Gewissensfreiheit gestattet ; als Religionsgesellschaft

ten und in Beziehung auf Staatsbürgerrecht aber sind

sie nach de » über ihre bürgerlichen Verhältnisse bestehen /
den besonder » Gesetzen und Verordnungen zu behandeln .

§ . 26 . Neligions « oder Kirchengcscllschaften , die nicht

zu den bereits gesetzlich aufgenommcncn gehören , dürfen

ohne ausdrückliche königliche Genehmigung nicht cingc /

führt werden .

§ . 27 . Sie müssen vor der Aufnahme ihre Glau /

bcnsformcln und innere kirchliche Verfassung zur Ein /

sicht und Prüfung dem Staatsministcrium des Inner »
verlegen .

Zweites Kapitel .

Rechte und Befugnisse der aufgenommcncn

und bestätigten Religions / und Kirchen /
Gesellschaften .

§ . 28 . Die mit ausdrücklicher königlicher Gcnehmi /
gung aufgenommenen Kirchengesellschaftcn genießen die

Rechte öffentlicher Corporacioncn .

§ . 29 - Die zur Ausübung ihres Gottesdienstes ge «

widmeten Gebäude sollen , wie andere öffentliche Gebäude ,
geschützt werden .

§ . 30 . Die zur Feier ihres Gottesdienstes und zum

Religionsunterrichte bestellten Personen genießen die Rechte
und Achtung öffentlicher Beamten .

§ . ZI . Ihr Eigenthum steht unter dem besonder »
Schutze des Staats .

§ . 32 . Eine Neligionsgesellschaft , welche die Rechte

öffentlich aufgenommener Kirchcngesellschaften bei ihrer
Genehmigung nicht erhalten hat , wird nicht als eine

öffentliche Corporation , sondern als eine Privatgcsell /
schaft geachtet .

§ . 33 . Es ist derselben die freie Ausübung ihres
Privatgottcsdienftes gestattet .

Dritte « Band . 10
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§ . 34 . Zu dieser gehört die Anstellung gottcsdienstli -
cher Zusammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Ge /
bäudcn , und die Ausübung der ihren Religionsgrundsäz ,
zen gemäßen Gebräuche sowohl in diesen Zusammenkunft
tcn , als in den Privatwohnungcn der Mitglieder .

tz. 35 . Den Privat , Kirchcngcsellschaften ist aber nicht
gestattet , sich der Glocken oder sonstiger Auszeichnungen
zu bedienen , welche Gesetze oder Gewohnheit den öffent¬
lichen Kirchen angecignet haben .

h . 36 . Die von ihnen zur Feier ihrer Ncligions -
Handlungen bestellten Personen genießen als solche keine
Lcsondern Vorzüge .

tz. 37 . Die ihnen zustehcnden weitern Rechte müssen
nach dem Inhalte ihrer Aufnahmsurkundc bemessen werden .

tz. ZK . Jeder genehmigten Privat , oder öffentlichen
Kirchcngesellschast , kömmt unter der obersten Staat auft
sicht nach den im dritten Abschnitte enthaltenen Bestim¬
mungen die Bcfugniß zu , nach der Formel und der von
der Staatsgewalt anerkannten Verfassung ihrer Kirche ,
alle innern Kirchenangelegcnheiten anzuordncn .

Dahin gehören die Gegenstände :

s ) der Glaubenslehre ,

L ) der Form und Feier des Gottesdienstes ,

c ) der geistlichen Amtsführung ,
6 ) des religiösen Volksuntcrrichts ,

« ) der Kirchen , Disciplin ,

k ) der Approbation und Ordination der Kirchendiener ?
« ) der Einweihung der zum Gottesdienste gewidmeten

Gebäude und der Kirchhöfe ,

Ir ) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geistli¬
chen Sachen : nämlich des Gewissens oder der Er¬
füllung der Neligions , und Kirchenpflichtcn einer
Kirche , nach ihren Dogmen , symbolischen Büchern
und darauf gegründeten Verfassung ,

tz. 39 - Den kirchlichen Obern , Vorstehern oder ihren
Repräsentanten kömmt demnach das allgemeine Recht der
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Aufsicht mit den daraus hcrvorgehcnden Wirkungen zu ,
damit die Kirchengesetze befolgt , der Cultus diesen gemäß
aufrecht erhalten , der reine Geist der ^ Neligivn und Sitt -
lichkcit bewahret , und dessen Ausbreitung befördert werde .
Der Anthcil , welcher jedem Einzelnen « n dieser Aufsicht
zukömmt , wird durch seine Amtsvollmacht bestimmt .

§ . 40 . Die Kirchengcwalt übt das rein geistliche Cor -
rectionsrccht nach geeigneten Stufen aus .

§ . 41 . Jedes Mitglied einer Kirchcngescllschaft iss
schuldig , der darin eingcführten Kirchenzucht sich zu un¬
terwerfen .

tz. 42 - Keine Kirchengcwalt ist daher befugt , Glau -
bcnsgesehc gegen ihre Mitglieder mit äußerin Zwange
geltend zu machen .

8 . 43 . Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche
Handlungen eine Verachtung des Gottesdienstes und der
Ncligionsgebrauche zu erkennen geben , oder andere in
ihrer Andacht stören ; so ist die Kirchengesellschaft befugt ,
dergleichen unwürdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre
Versammlungen zu versagen .

8 - 44 . Die in den , Königreiche als öffentliche Cor -
porationcn aufgcnommcncn Kirchen sind berechtigt , Ei -
gcnthum zu besitzen , und nach den hierüber bestehenden
Gesetzen auch künftig zu erwerben .

8 . 45 . Die Eigenthumsfahigkcit der nicht öffentlichen
Kirchcngescllschaftcn wird nach ihrer Aufnahmsurkunde ,
oder wenn in dieser darüber nichts festgesetzt ist , nach
den Rechten der Privatgesellschaften bestimmt .

8 > 46 . Allen Ncligionstheilen ohne Ausnahme iss
dasjenige , was sie an Eigenthum gesetzmäßig besitzen , cs
scy für den Cultus oder für den Unterricht bestimmt , cS
bestehe in liegenden Gütern , Rechten , Capitalicn , baa -
rcm Gelde , Pretiosen , oder sonstigen beweglichen Sa¬
chen durch den 8 - 9 . im vierten Titel der Verfassungs¬
urkunde des Reichs garantier .

8 - 47 . Das Kircheuvcrmögen darf unter keinem Vor¬
wände zum Staatsvermögen cingczogen und in der Sub¬
stanz zum Besten eines andern als des bestimmten Stif -

LOv
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tungszweckes ohne Zustimmung der Bctheiligten , »mV
soferne cs allgemeine Stiftungen berriffc , ohne Zustim /

rnung der Stände nicht veräußert oder verwendet werden .

§ . 48 . Wenn bei demselben in einzelnen Gemeindet »,

nach hinlänglicher Deckung der Local - Kirchcnbebürfnisse ,
Ueberschüsse sich ergeben ; so sollen diese zum Besten des

nämlichen Rcligionsthciles nach folgenden Bestimmungen
verwendet werden :

s ) zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Kirchen
und geistlichen Gebäude in andern Gemeinden , die

dafür kein hinreichendes eigenes Vermögen besitzen ;

d ) zur Ergänzung des Unterhaltes einzelner Kirchen -
dimer , oder

c ) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrstellen ;

6 ) zur Unterstützung geistlicher Bildungsansraltcn ;

e ) zu Unterhaltsbciträgen der durch Alter oder Krank /

heit zum Kirchcndicnst unfähig gewordenen geistli¬
chen Personen .

§ . 49 - In soferne für diese Zwecke vom Kirchenverr

mögen nach einer vollständigen Erwägung etwas entbehrt
werden kann , wird dieser Uebcrschuß im Einverständnisse

mit der betreffenden geistlichen Obcrbehörde vorzüglich
zur Ergänzung von Schulanstaltcn , dann der Armcnstif /

tungcn ( wohin auch jene der Krankenpflege zu rechnen
sind ) verwendet werden .

Dritter Abschnitt .
Verhältnisse der im Staate aufgenommcnen

Kirchengcscllschlaften zur Staatsgewalt .

Erstes Kapitel .
In Religions , und Kirchensachen .

§ . 50 . Seine Majestät der König haben in

mehreren Verordnungen Ihren ernstlichen Willen ausge¬

sprochen , daß die geistliche Gewalt in ihrem eigentlichen
Wirkungskreise nie gehemmt werden , und die königliche

weltliche Regierung in rein geistliche Gegenstände des
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Gewissens und der Rcligionslchrc sich nicht cinmischcn
solle , als in soweit das königliche oberste Schuh - oder
Aufsichtsrecht dabei cintritt . Die königlichen Landcsstcl -
len werden wiederholt zur genauen Befolgung derselben
angewiesen .

§ . 51 . So lange demnach dic Kirchcngcwalt dieGren -
zen ihres eigentlichen Wirkungskreises nicht überschreitet ,
kann dieselbe gegen jede Verletzung ihrer Rechte und
Gesetze den Schutz der Staatsgewalt anrufcn , der ihr
von den königlichen einschlägigen Landcsstcllen nicht ver¬
sagt werden darf .

8 - .52 . Es steht aber auch den Genossen einer Kir -
chengescllschaft , welche durch Handlungen der geistlichen
Gewalt gegen die festgesetzte Ordnung beschwert werden ,
die Befugniß zu , dagegen den königlichen Landcsfürstli -
chen Schutz anzurufen .

§ . 53 - Ein solcher Nccurs gegen einen Mißbrauch
der geistlichen Gewalt kann entweder bei der einschlägig
gen Regierungsbehörde , welche darüber alsbald Bericht
« n das königliche Staatsministcrium des Innern zu er¬
statten hat , oder bei Seiner Majestät dem Könige
unmittelbar angebracht werden .

§ . 54 . Die angebrachten Beschwerden wird das kö¬
nigliche Staatsministerium des Innern untersuchen las¬
sen , und , eilige Fälle ausgenommen , nur nach Verneh¬
mung der betreffenden geistlichen Behörde das Geeignete
darauf verfügen .

§ . 55 . Der Regent kann bei feierlichen Anlässen i »
den verschiedenen Kirchen Seines Staates durch , die geist¬
lichen Behörden öffentliche Gebete und Dankfcstc an «
ordnen .

§ . 56 . Auch ist Derselbe befugt , wenn Er wahr -
nimmt , daß bei einer Kirchcngesellschaft Spaltungen ,
Unordnungen oder Mißbräuche cingcxissen sind , zur Wie¬
derherstellung der Einigkeit und kirchlichen Ordnung un¬
ter Seinem Schutze Kirchenversammlungen zu veranlas¬
sen , ohne jedoch in Gegenstände der Rcligionslehre Sich
selbst cinzumischcn .
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§ . 57 . Da die hoheitliche Oberaufsicht über alle in¬
nerhalb der Grenzen ses Staats verfallende Handlun -
gen , Ereignisse und Verhältnisse sich ersircckt ; so ist die
Staatsgewalt berechtigt , von demjenigen ., was in den
Versammlungen der Kirchcngcscllschastcn gelehrt und ver¬
handelt wird , Kcnnrniß einzuziehcn .

§ . 58 . Hiernach dürfen keine Gesetze , Verordnungen
oder sonstige Anordnungen der Kirchengcwalr nach den
hierüber in den königlichen Landen schon, längst bestehen¬
den Gencrakmandütcn ohne Allerhöchste Einsicht und Ge¬
nehmigung publicirt und vollzogen werden . Die geistli¬
chen Obrigkeiten sind gehalten , nachdem sic die königliche
Genehmigung zur Publikation (Plscst ) erhalten haben )
im Eingänge her Ausschreibungen ihrer Verordnungen
von derselben jederzeit ausdrücklich Erwähnung zu thun .

§ . 5Y . Ausschreiben der geistlichen Behörden ^ die
sich blos auf die ihnen untergeordnete Geistlichkeit bezie¬
hen , und aus genehmigten allgemeinen Verordnungen
hervorgehen , bedürfen keiner neuen Genehmigung .

§ . 60 . Die Ausübung , der geistlichen Gerichtsbarkeit
kömmt zwar nach § . Z8 . ür . Ii . dxr Kirchcngewalt zu ;
die dafür angcordncten Gerichte , so wie ihre Verfassung
müssen aber vor ihrer Einführung von dem Könige be¬
stätiget werden . Auch sollen die einschlägigen königlichen
Landesstcllcn aufmerksam seyn , damit die königlichen Un -
terchanen von den geistlichen Stellen nicht mit gesetzwi¬
drigen Gebühren beschwert , oder in ihren Angelegenhei¬
ten auf eine für sie lästige Art aufgchalten werden .

§ . 61 . Die vorgeschriebencn Genehmigungen können
Mir von dem Könige selbst , mittelst des königlichen Staats¬
ministeriums des Innern crtheilt wetten , an welches die
zu publicircnden kirchlichen Gesetze und Verordnungen
eingescndct , und sonstige Anordnungen ausführlich a «ge¬
zeigt werden müssen .
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Zweites Kapitel .

In ihren bürgerlichen Handlungen » nd Be¬
ziehungen ,

§ . 62 . Die Ncligions - und Kirchcngcscllschaftcn müs¬
sen sich in Angelegenheiten , die sic mit andren bürger¬
lichen Gesellschaften gemein haben , nach den Gesetzen
des Staats richten .

ß . 63 . Diesen Gesehen sind in ihren bürgerlichen
Beziehungen sowohl die Obern der Kirche , als einzelne
Mitglieder derselben auf gleiche Art unterworfen .

§ . 64 . Zur Beseitigung aller künftigen Anstande wer¬
den nach solchen Beziehungen als weltliche Gegenstände
erklärt :

s ) alle Vertrage und letztwillige Dispositionen der
Geistlichen ;

6 ) alle Bestimmungen über liegende Güter re . fah¬
rende Habe , Nutzung , Renten , Rechte der Kir¬
chen und kirchlichen Personen ;

e ) Verordnungen und Erkenntnisse über Verbrechen
und Strafen der Geistlichen , welche auf ihre bür¬
gerlichen Rechte einen Einfluß haben ;

ss ) Ehegcsehc , in sofcrnc sic den bürgerlichen Vertrag
und dessen Wirkungen betreffen ;

« ) Privilegien , Dispensationen , Immunitäten , Exem¬
tionen , zum Besten ganzer Kirchcngcscllschaftcn ,
einzelner Gemeinden oder Gescllschaftsgenosscn , oder
der dem Rcligionsdicnste gewidmeten Orte und
Güter , in sofcrnc sie politische oder bürgerliche
Verhältnisse berühren ;

5 ) allgemeine Normen über die Verbindlichkeit zur
Erbauung und Erhaltung der Kirchen und geistli¬
chen Gebäude ;

Z ) Bestimmungen über die Zulassung von Kirchen -
Pfründcn ;

L ) Vorschriften über die Einrichtung der Kirchenlistcn ,
als Quellen der Bevölkerungs - Verzeichnisse , als
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Register des Civilstandcs und über die Legalität
der pfarrlichcn Dokumente .

§ . 65 . In allen diesen Gegenständen kömmt der
Staatsgewalt allein die Gesetzgebung und Eerichtsbar ,
keit zu .

ß . 66 . Hiernach sind alle Geistlichen in bürgerlichen
Personal / Klagsachen , in allen aus bürgerlichen Conlrac ,
ren hervorgehenden Streitsachen , in den Verhandlungen
üher ihre Verlassenschaftcn rc . einzig den weltlichen Ger
richten untergeben .

§ . 67 . Sic genießen nach Titel V . § . Z . der Vcr ,
fassungsurkimde in bürgerlichen und strafrechtlichen Fal¬
ken den befreiten Gerichtsstand .

§ . 68 . Bei Sterbcfallen der Geistlichen soll darauf
Rücksicht genommen werden , daß die geistlichen Bereich ,
tungen , wenn der Verstorbene dergleichen versehen hat ,
nicht gehemmt werde » ; alles , was darauf Bezug hat ,
und zum Gottesdienste gehört , als heilige Gefäße rc .
soll von der Sperre ausgenommen , und mittelst Ver ,

zcichnisses entweder dem Nachfolger im Bencficium so ,
gleich verabfolgt oder andern sichern Händen einstweilen
übergeben werden , wenn nicht zu ihrer Uebernahmc ein
Abgeordneter der geistlichen Behörde sich einfindet , wcl ,
che zu diesem Ende von dem weltlichen Richter bei je ,
dem Stcrbcfalle eines im Bencficium stehenden Geistli ,
chcn davon in Kcnntniß zu sehen ist .

ß . 69 . Die Kriminal , Gerichtsbarkeit auch über Geist ,
liche kömmt nur den einschlägigen königlichen weltlichen
Gerichten zu .

ß . 70 . Diese sollen aber die einschlägige gastliche
Behörde jederzeit von dem Erfolge der Untersuchung in
Kcnntniß setzen , um auch von ihrer Seite gegen die Per ,
son des Verbrechers in Beziehung auf seine geistlichen
Verhältnisse das Geeignete darnach verfügen zu können . ,

§ > s . Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend
ein Einfluß auf das gesellschaftliche Leben und die bür ,
gerlichen Verhältnisse , ohne Einwilligung der Staatsgc ,
walt im Staate gestaltet .
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§ . 72 - Das Verfahren der weltlichen Gerichte in
Gegenständen , welche nach den obigen Bestimmungen zu
ihrer Gerichtsbarkeit gehören , darf durch die Einschrei -
tungen geistlicher Stellen weder unterbrochen noch auf ,
gehoben werden .

§ . 73 . Die Kirchen und Geistlichen können in An -
sehung des ihnen zustehcndcn Vermögens weder von Lan <
desuntcrthänigkeit , weder von Gerichtsbarkeit noch von
ösftntlichen Staatslasten irgend eine Befreiung an -
sprechen .

§ . 74 . Alle älteren Befreiungen , die hierüber mögen
verliehen worden scyn , werden als nichtig erklärt .

ß . 75 . Die Verwaltung des Kirchenvcrmögens stehet
nach den hierüber gegebenen Gesetzen unter dem königlir
chcn obersten Schutze und Aufsicht .

Drittes Kapitel .

Bei Gegenständen gemischter Natur .

§ . 76 . Unter Gegenständen gemischter Natur werden
diejenigen verstanden , welche zwar geistlich sind , aber
die Religion nicht wesentlich betreffen , und zugleich ir¬
gend eine Beziehung auf den Staat und das weltliche
Wohl der Einwohner desselben haben .

Dahin gehören :
s ) alle Anordnungen über den äußern Gottesdienst ,

dessen Ort , Zeit , Zahl re .

f ») Beschränkung oder Aufhebung der nicht zu den
wesentlichen Thcilcn des Cultus gehörigen Feier¬
lichkeiten , Processionen , Nebenandachtcn , Ceremo ,
nien , Krcuzgange und Bruderschaften ;

c ) Errichtung geistlicher Gesellschaften und sonstiger
Institute und Bestimmung ihrer Gelübde ;

«j ) organische Bestimmungen über geistliche Bildungs / ,
Vcrpflegs - und Strafanstalten ;

«?) Eintheilung der Diöeöscn , Dceanats - und Pfarr ,
Sprengel ;
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F ) alle Gegenstände der Gesundheitspolizci , in soweit
diese kirchliche Anstalten mit berühren .

§ . 77 . Bei diesen Gegenständen dürfen von der Kir -
chcngewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit
keine einseitigen Anordnungen geschehen .

§ . 78 . Der Staatsgewalt steht die Bcfugniß zn ,
nicht nur von allen Anordnungen über diese Gegenstände
Einsicht zu nehmen , sondern auch durch eigene Verord¬
nungen dabei alles dasjenige zu hindern , was dem öf¬
fentlichen Wohle nachthcilig scyn könnte .

§ . 79 . Zu außerordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten ,
lbcsvnders wenn dieselben an Werktagen gehalten werden
sollen , muß allezeit die spcciclle königliche Bewilligung
erholt werden .

Vierter Abschnitt .

Bon dem Verhältnisse verschiedener Ncli -
gionsgcscl lschaften gegen einander .

Erstes Kapitel .

Allgemeine Staatspflichten der Kirchen
gegen einander .

§ . 80 - Die im Staate bestehenden Neligionsgcsell -
schäften sind sich wechselseitig gleiche Achtung schuldig ;
gegen deren Versagung kann der obrigkeitliche Schutz
aufgerufen werden , der nicht verweigert werden darf ;
dagegen ist aber auch keiner eine Selbsthülfc erlaubt .

§ . 8t . Jede Kirche kann für ihre Neligionshandlun -
gen von den Gliedern aller übrigen Ncligionsparthcien
vollkommene Sicherheit gegen Störungen aller Art ver¬
langen .

tz. 82 . Keine Kirchengcscllschaft kann verbindlich ge¬
macht werden , an dem äußern Gottesdienste der andern
Anthcil zu nehmen . Kein Religionstheil ist demnach
schuldig , die besonder » Feiertage des andern zu feiern ,
sondern es soll ihm frei stehen , an solchen Tagen sein
Bewerbe urzd seine Handthierung auszuüben , jedoch ohne
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Störung des Gottesdienstes des andern Thcilcs , und
ohne , daß die Achtung dabei verletzt werde , welche nach
§ . 80 . jede Ncligionsgesellschaft der andern bei Ausübung
ihrer religiösen Handlungen und Gebrauche schuldig ist .

Z . 83 . Der weltlichen Staatspolizei - kömmt cs zu ,
in so weit , als die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und
Ordnung zwischen verschiedenen RcliaionSpartheicn es er¬
fordert , Vorschriften für äußere Handlungen , die nur
zufälligen Bezug zum kirchlichen Zwecke haben , zu geben .

§ . 84 - Nciigionsvcrwandtc einer öffentlich aufgcnom -
menen Kirche , welche keine eigene Gemeinde bilden , kön¬
nen sich zu einer entfernten Gemeinde ihres Glaubens
innerhalb der Grenzen des Reichs halten .

§ . 85 . Auch ist ihnen frcigestellt , von dem Pfarrer
oder Prediger einer andern Confcssion an ihrem Wohn¬
orte jene Dienste und Amts - Functionen nachzusuchen ,
welche sie mit ihren eigenen Neligionsgrundsätzcn vercin -
barlich glauben , und jene nach ihren Religionsgrundsaz -
zen leisten können .

Z . 86 . In dergleichen Fallen sollen dem Pfarrer
oder Geistlichen der fremden Confcssion für die geleisteten
Dienste die festgesetzten Skolgebührcn entrichtet werden .

§ . 87 - Diesel » auf solche Art der Ortspfarrei cin -
vcrleibten fremden Rcligionsverwandten darf jedoch nichts
aufgelegt werden , was ihrem Gewissen oder der jedem
Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen ist .

§ - 88 . Den Mitgliedern der öffentlich aufgcnommc -
nen Kirchcngcsellschaftcn steht die Bildung einer eigenen
Gemeinde aller Orten frei , wenn sic das erforderliche
Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener , zu den Aus¬
gaben für den Gottesdienst , dann zur Errichtung und
Erhaltung der nöthigcn Gebäude besitzen , oder wenn sie
die Mittel hiezu auf gesetzlich gestattetem Wege aufzu -
bringcn vermögen .

§ . 89 . Das Verhaltniß der Staatscinwohncr , welche
einer Religion angchören , deren Mitgliedern nur eine
Hausandacht oder nur ein Privatgottesdicnst gestattet ist ,
muß aus dem Inhalte der Esneessiensupkunde beurtheilt
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werden . Sie dürfen von den Dienern der Kirchenge :
Walt des Ortes , wo sic wohnen , gegen den Sinn und
Zweck der Loncession weder beschrankt noch beeinträchti¬
get werden . Da sie mit der Ortekirchc in keiner Vcrr
bindung stehen , so können von derselben keine pfarrli /
chcn Rechte gegen sic ausgcübt werden ; dagegen haben
sic aber auch keinen Anrhcil an den Rechten und dem
Eigenthumc der Kirche .

Vom Simultan - Gcbrauche der Kirchen .

§ . 90 . Wenn zwei Gemeinden verschiedener Rcli -
gionspartheicn zu einer Kirche berechtigt sind ; so müssen
die Rechte einer jeden hauptsächlich nach den vorhander ^
» cn besonder « Gesetzen oder Verträgen beurthcilt werden . !

§ . 91 . Mangelt cs an solchen Dcst .bnmungcn ; so !
wird vcrmuthct , daß eine jede dieser Gemeinden mit der
andern gleiche Rechte habe .

§ . 92 . Die Entscheidung der über Ausübung dieser
Rechte entstehenden Streitigkeiten , wenn die Bcthcilig - s
ten sie durch gemeinschaftliches Einvcrständniß nicht bei -
zulegen vermögen , gehört an das Staatsministcrium des
Innern , welches die Sache nach Verhältnis der Um¬
stände vor den Staatsrath bringen wird .

tz . 9Z . Wird aber darüber gestritten , ob eine oder !
die andere Gemeinde zu der Kirche wirklich berechtiget
scy ; so gehört die Entscheidung vor den ordentlichen
Richter ;

tz. 94 . Wenn nicht erhellet , daß beide Gemeinden zu !
der Kirche wirklich berechtiget sind ; so wird angcnom - !
me » , daß diejenige , welche zu dem gegenwärtigen Mit - '
gebrauche am spätesten gelangt ist , denselben als eine ^
widerrufliche Gefälligkeit erhalten habe . '

§ . 95 . Selbst ein vicljahrigcr Mitgcbrauch kann für
sich allein die Erwerbung eines wirklichen Rechtes durch
Verjährung künftig nicht begründen .

Zweites Kapitel .
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tz. 96 . Wenn jedoch außer diesem Mitgcbrauche auch
die Unterhaltung der Kirche von beiden Gemeinden der
stritten worden ; so begründet dies die Vcrmuthung , daß
auch der später zum Mitgebrauch gekommenen Gemeinde
ein wirkliches Recht darauf zustehe .

§ . 97 . So lange eine Gemeinde den Mitgebrauch
nur bittweise hat , muß sie bei jedesmaliger Ausübung
einer bisher nicht gewöhnlichen gottesdienstlichen Hand¬
lung die Erlaubniß der Vorsteher dazu nachsuchen .

Z . 98 . Den im Mitgebrauche einer Kirche begriffe¬
nen Gemeinden steht es jederzeit frei , durch freiwillige
Uebcreinkunft denselben aufzuhebcn , und das gemein¬
schaftliche Kirchcnvermögen unter königlicher Genehmi¬
gung , welche durch das Staatsministerium des Innern
cingeholr werden muß , abzuthcilen , und für jede eine
gesonderte gottesdienstliche Anstalt zu bilden .

tz. 99 . Auch kann eine solche Abthcilung von der
Staatsgewalt aus polizeilichen oder administrativen Er¬
wägungen , oder auf Ansuchen der Betheiligten verfügt
werden .

h . 100 . Wenn ein Religkonsthcil keinen eigenen
Kirchhof besitzt , oder nicht bei der Theilnng des gemein¬
schaftlichen Kirchenvcrmögens einen für sich anlcgt ; so
ist der im Orte befindliche als ein gemeinschaftlicher Ve -
gräbnißplatz für sämmtliche Einwohner des Orts zu be¬
trachten , zu dessen Anlage und Unterhaltung aber auch
sämmtliche Ncligionsvcrwandte vcrhältnißmäßig beitra¬
gen müssen .

h . 101 . Kein Geistlicher kann gezwungen werden ,
das Begräbnis ; eines fremden Rcligionsverwandtcn nach
den Feierlichkeiten seiner Kirche zu verrichten .

H . 102 . Wird derselbe darum ersucht , und er findet
keinen Anstand , dem Begräbnisse bcizuwohncn ; so müs¬
sen ihm auch die dafür hergebrachten Gebühren entrich¬
tet werden .

§ . 103 - Der Glocken auf den Kirchhöfen kann jede
öffentlich aufgcnommcnc Kirchcngcmcinde bei ihren Lci -
chrufeierlichkeiten , gegen Bezahlung der Gebühr , sich be¬
dienen .
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Dieses allgemeine Staatsgrundgesek bestimmt , nt

Ansehung dce Ncligionsvcrhaltnisse der verschiedenen Kirr
chcngescllschaftcn , ihre Rechte und Verbindlichkeiten ge¬

gen den Staat , die unveräußerlichen Majestarsrechte des

Regenten , und die jedem Unterrhan zugesichcrte Gewis¬

sensfreiheit und Religionsausübung .

In Ansehung der übrigen inner » Kirchcnangclegcn -

heiten sind die weitern Bestimmungen , in Beziehung auf

die katholische Kirche , in dem mit dem päpstlichen Stuhle
abgeschlossenen Concordat vom Z . Zunius 1817 , und in

Beziehung auf die protestantische Kirche in dem hierüber

nntcrm heutigen Tage erlassenen eigenen Edirte enthalten .

München den 26 . May 1818 .

( I . . 8 . )

Zur Beglaubigung :

Egid von Kobell ,
König ! . Staatsrath und General - Sekretär.

6 ) Edict über die Freiheit der Presse und des
Buchhandels .

H . 1 . Den offenen Buchhandlungen , und denjenigen ,

welche zu diesem Gewerbe obrigkeitlich berechtiget sind ,ist in Ansehung der bereits gedruckten Schriften freier
Verkehr , so wie den Verfassern , Verlegern und berech¬

tigten Buchdruckern im Königreiche in Ansehung der

Bücher und Schriften , welche sie in Druck geben wol¬

len , vollkommene Preßfreiheit gestattet . Sie

sind hiernach nicht verbunden , solche Schriften einer Ceu -
sur oder obrigkeitlichen Genehmigung zu unterwerfen ,

wenn sie nicht allenfalls bei kostbaren Werken , zur Si¬

cherung ihrer bedeutenden Auslagen , selbst darum nach -

suchen wollen .

H. 2 . Ausgenommen von dieser Freiheit sind alle po¬

litische Zeitungen und periodischen Schriften politischen
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oder statistischen Inhalts . Dieselben unterliegen der dar
für angcordneten Ccnsur .

h . Z . Auch dürfen Sraatsdiener ihre Vorträge und
sonstigen Arbeiten über Gegenstände , die ihnen in ihrem
Geschäftskreise übertragen sind ; ferner statistische Noti -
zen , Verhandlungen , Urkunden und sonstige Nachrichten ,
zu deren Kenntnist sie nur durch ihre Dienstverhältnisse
kommen konnten , ohne besondere königliche Erlaubnist
nie dem Drucke übergeben . Eben so bleibr ihnen unter¬
sagt , Nachrichten politischen oder statistischen Inhalts
über die königlichen Staaten in ausländischen Zeitschrif¬
ten cinzurückcn oder an dergleichen Aufsätzen Thcil zrr
nehmen , wenn sic nicht zuvor dem einschlägigen Staats -
Ministerium vorgelegt waren .

§ . 4 . Damit die Freiheit der Presse und des Buch¬
handels ( H . 1 .) nicht mißbraucht werde , wird den Po -
lizeiobrigkciten jeden Orts über die allda befindliche »
Buchhandlungen , Antiquarien , Leihbibliothekinhaber , Lese -
institutc , Buchdruckcrepen und lithographische Anstalten
eine allgemeine Aufsicht übertragen , so wie die gesetzliche
Bestrafung der durch Schriften begangenen Verbreche »
und Vergehen den ordentlichen Gerichten Vorbehalte »
bleibt .

h . 5 . Dem zufolge sind alle Buchhandlungen , Anti¬
quarien , Lcihbibliothckinhaber , die Vorsteher der Lcscin -
stilnte und lithographischen Anstalten , die Kupferstich - ,
Bilder - und Kartcuhändlcr verpflichtet , unter einer
Strafe von hundert Thalern , ihre Cataloge der Polir
zepobrigkeit zu übergeben .

§ . 6 . Wenn die Polizei ) in den ihr übergebenen Car
talogen Schriften , Gemälde oder andere sinnliche Dar¬
stellungen wahrnimmt ; oder wenn die Verbreitung vo »
Schriften oder sinnlichen Darstellungen bei ihr angezcigt
wird , wodurch ein im Königreiche bestehendes Strafge¬
setz übertreten wurde , scy cs als Verbrechen , Vergehe »
oder Polizeyübcrtretung ; so hat sie alsdann dem cinr
schlagenden Untersuchungsgerichtc davon die amtliche An¬
zeige zu machen , und nach Unterschied selbst der Bestraf
fung wegen geeignet zu verfahren .
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h . 7 . Betreffen jene Gesetzübetretungen den Mo /
narchen , den Staat und dessen Verfassung , oder die im

Königreiche bestehenden Kirchen / und religiösen Gesell /

schäften , oder sind Schriften oder sinnliche Darstcllun /

gen der öffentlichen Ruhe und Ordnung durch Aufmun /

terung zum Aufruhr oder der Sittlichkeit durch Reiz

und Verführung zu Wollust und Laster gefährlich ; so

soll die Polizey die Verbreitung einer solchen Schrift

oder sinnlichen Darstellung hemmen , und ein Exemplar

derselben an die ihr Vorgesetzte Polizepbehörde ohne Vcr /

zug cinsenden , welche längstens in acht Tagen in einer
kollegialen Berathung die Charaktere der Gesetzwidrig /

keit oder Gefährlichkeit sorgfältig zu untersuchen , und

nach Befinden den Beschlag auszuhcben oder fort zu /

setzen hat .

§ . 8 . Im letzten Falle , wenn nämlich die obere

Polizepbehörde den Beschlag fortzusctzen beschließt , soll
sie die Schrift oder bildliche Darstellung mit dem Collc /

gialbeschluß an das Staatsministerium des Innern auf

der Stelle cinschickcn , und dieses erkennt ohne Aufent /

halt über die Aufhebung oder Bestätigung des BcschlaGs .
Mit der Bestätigung wird die Schrift öffentlich verbo /

len , und nach Umständen confiscirt .

H. 9 . Wer sich durch die Verfügung des Staatsmi /

nisteriums des Innern beschwert findet , dem ist dagegen

die Berufung an den königlichen Staatsrath gestattet ,

welcher darüber , und zwar immer in einer Plenar / Vcr /

sammlung zu erkennen hat .

§ . io . Privatpersonen , gegen welche in Schriften

oder sinnlichen Darstellungen ein rechtswidriger Angriff

gemacht worden , bleibt es überlassen , den Verfasser , und

wenn dieser nicht genannt oder falsch angegeben ist , den

Verleger , und aushülf -'wcise den Drucker oder jeden

Verbreiter , wegen der ihnen geschehenen Unbill vor der

zuständigen Gerichtsbehörde zu verfolgen .

Diese könnkn aber zu ihrer Sicherheit von der Po /
lizcy verlangen , daß sic die Schrift , wegen welcher sie

klagen wollen < in Beschlag nehme ; jedoch sind sie » er /
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bunden , in acht Tagen die Bescheinigung beizubringen ,
daß die Klage wirklich beim Richter angebracht worden ,
widrigenfalls der Beschlag nach Ablauf dieser Zeit wie¬
der aufgehoben werden soll .

H . 11 . Staatsdicner , welche sich im Falle des h . io .
befinden , und im Dienste außer dem Königreiche abwe¬
send sind , sollen durch die Polizei ) von dem Daseyn ei¬
ner solchen Schrift rc . benachrichtiget werden ; auch ist
die provisorische Beschlagnahme der Schrift bis zur cin -
langcndcn Erklärung von Amtswegcn zu verfügen .

§ . 12 . Für eine Schrift oder sinnliche Darstellung
haftet jederzeit zunächst der Verfasser , und wenn dieser
nicht bekannt ist , der Verleger , und subsidiarisch der
Drucker und jeder Verbreiter .

München , den 26 . Mai 1818 .

< 1. . 3 . )

Zur Beglaubigung :

Egkd von Kobell ,

König ! . Staatsrath und General - Sekretär .

11Dritter La » t .
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